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Militärs -
Retter der Demokratie? 

Ocr Militärputsch vom 12. September 1980 brachte die 
Türkei wieder einmal in die Schlagzeilen. Das Durchgreifen 
der Militärs um Generalstabschd Kenan Evren ist fre ilich 
nich ts gänzlich Neue.. Denn schon zweimal zuvor innerhalb 
der beiden letzten Jahrzehnte hat die türkische Armeespitze 
durchgegriffen : Am 27.5. 1960 stürtte ei n von Offizieren ge­
bildetes "Komitce der nat ionalen Einheit ", das 196 1 die 
RegicrungsgeschäflC an eine Zivilregierung weitergab, das 
Regime A. Menderes. Am 12.3.1971 zwangen die Militärs 
die Regierung S. Demirels zum Rücktrift und d iktierten über 
ein von der Armeespilze bestücktes Regime d ie: Regie rungs. 
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geschäfte bis zu den Parlamenuwahlen 1973. Die nach fo l­
genden gewählt en Zivilrcgierungen Ecevit und Demird aber 
vermochten es nicht. der Dauerkrise in der Türkd Herr zu 
werden. Worin sind die Ursachen von Krise und Militärdik· 
tatur zu suchen? Welcher Stellenwert kommt dabei dem 
desolaten Zustand der Wirtschaft, der st rategischen Rolle 
der Türkei und dem Terrorismus·Problem zu? Sind die 
Putsehgeneräle wirklich d ie Retter der türkischen Nation ? 

Die Türkei in d en Griff zu bekom men, ist für die Westmäch· 
te 1979 /80 noch wicht iger geworden . Das Ausscheren Crie· 
chenlands aus dem mili tärischen Bereich der NATO 1974, 
der Verlust der ~Iili tärbas t ion Iran 1979, der Zerfall des 
Militärpaktes CEN TO 1979 sowie das Schei tern der US·1n· 
vasion 1980 in Afghanis tan und im Iran haben die Ro lle der 
Türkei nachdrücklich aufgewert et. Ihre gegenwärtig außeror· 
den tlich große Bedeutung für die NATO liegt in der ei nmali· 
gen strategischen Posi tion: Von der Türkei aus ist das östli· 
ehe Mittelmeer, darunter insbesondere die Meerengen zu 
sowjetischen Häfen, zu kontrollieren, die UdSSR elektro · 
nisch auszuhorchen und militärisch zu fixieren. Das Quellen. 
gebiet von rund 2/3 des von Weueuropa import ie rt en Erd· 
ö ls, die arabisch· iranische Olregion. insbesondere die pro· 
gressiven Bewegungen dort, sind von der Türkei aUI militä· 
risch überwachbar, um dort "nöt igenfalls " e inzugreifen. 
Schließlich können Stützpunkte ill der Türke i auch als 
Sprungbrett in die knapp 300 km entfernt schwdende Nah· 
ostkonnikt. Region genutzt werden (siehe auch Kasten). 

Krise einer ab hängigen Wirtschaft 

Die Türkei is t jedoch nicht Ilur ein \'orgeschobene r NATO· 
Vorposten im Kalkül des Imperialismus. Flächenm äßig so 
groß wie die BRD und Frankreich zusammen, mit e iner 
43·Mio·Bevölkerung, reichen Bodenschätzen und günnigen 
natürlic hen agrarwirtschaftl ichen Bedingungen ist die Türkei 
auch von wirtschaftlichem Interesse für d ie Westmächte , ins· 
besondere rur die multinationalen Konzerne. 
Doch die natürlichen Ressourcen des Landes sind kaum e r· 
schlossen. So werden etwa die nationalen Energie\·o rkom. 
men (Kohle, Erdöl, Wasserkraft) kaum genutzt, da wichtige 
Industriebereiche wie z.8. die Stromerzeugung des Landes 
oder die Dünge mittelindustrie auf dem von US·Olmultis ge· 
lieferten Erdöl au fgebau t wurde. Wegen Devisenmangcl 
kann die Olrechnullg häufig nicht beglichen werden, was zur 
Rationierung und Unterbrechungen der Stromversorgung 
geHihrt hat. Aus dieser Situation profitieren allein die 0 1· 
multis: 1979 mußte die Türkei 3,2 Mrd Do llar für ihre 01· 
importe an die Mineralölkonzerne abfUhren - im gleichen 
Jahr bet rug der Cesamtwert des türkischen Warenexports 
2,9 Mrd Dollar. l 

Besonders stark ist die türkische Industrie von den kapitali. 
stischen Wirtschaftszentren abhängig. Die in den 60er J ah· 
ren eingeleitete Industrialisierung durch Investitionen der 
türkischen Großbourgeoisie und der internationalen Groß· 



konzerne - gelockt durch das niedrige Lohnniveau und 
freien Gewinntransfer - füh rt e ...:ur Errichtung von Gemein­
schaftsunternehmen hauptsächlich im Bereich der Konsum­
güter- und Zwischenprodukteindustrie (86% der verarbei­
tenden Industrie 1977 ). Damit gerieten Schlüsselpositionen 
des privaten Industriesektors unter die Kontrolle des Aus­
landskapi tals, das sich Anfang 1980 zu ca. 7()')1'o auf die 
Chemie-, Automobil-, Metallwaren und Elektrogeräteindu­
strie sowie die Tourismusindustrie konzentrierte. 
Dabei hidt die BRD mit 22 von 95 Firmen mit Auslands­
beteiligungen die Spitzenstellung (USA 17, Schweiz 12 
Beteiligungen). Allerdings entfid auf die USA der größte 
Umfang der Auslandsinvestitionen mit 543 Mio TL (19%) , 
gefolgt von Frankreich (15%), de r Schweiz (I4%) und der 
BRD (367 Mio TL; 13%). 
Der seit Kemal Atatürk traditione ll starke staatliche Se ktor 
- 40% der Industrie im Staatsbesitz - umfaßt vor allem 
Grundstoff- aber auch Baumwollindustrien sowie das Ver­
kehrswesen und andere öffentliche Dienste. Bei den privaten 
Ind ustriebe trieben mit Auslandsbeteiligung handelt es sich 
zumeist um Montagebetriebe, aus der BRD z.B. von Sie­
mens, Bosch, Mannesm ann oder MAN, wo lediglich die letz­
ten Verarbeitungsstufen der jeweiligen PToduktionskette 
realisiert werden. Bei gleichzeitiger bewußter Vernachlässi­
gung des Aufbaus einer türkischen Schwerindustrie (Aus· 
nahmen: sowjetische Großprojekte z. B. Eisenhüt tenwerk bei 
Iskenderun, Ölraffinerie in Izmir oder Aluminiumhütte bei 
Saydisehir) e rzielt das in- und ausländische Großkapital 
durch Errichtung der Montageindustrie eine extrem hohe 
Abhängigkeit der türkischen Wirtschaft vom Import teurer 
Vorprodukte. Bei Importanteilen an Endprodukt en von 
über 50% durchschnittlich sowie der Notwendigkeit über 
80% der Investitionsgüter zu imponieren steigt der Import­
bedarf schneller als die Industrieproduktion - eine Ent­
wicklung an der die mulitnationalen Konzerne besonders 

hohe Gewinne erzieien. 2 

Durch diese abhängige Struktur ist die türkische Wirtschaft 
den Preissteigerungen auf internationalen Märkten ausge­
setzt und der kapitalistischen Weltwinschaftskrise ausge­
liefert. Dies ist auch die Hauptursache für die gegenwärtige 
Wirtschaftskrise der Türkei. Bei rapide sinkender Produk­
tivität war 1980 die Kapazität der meisten Betriebe nur ...:u 
30 - 50% ausgelaste t, die extrem hohe Auslandsverschuldung 
betrug über 20 Mrd Dollar und die ' Inflationsrate lag über 
1200/0. 3 

l\1ilitäreinsatz gegen "unübersehbare" Streiks 

Ausgetragen wird diese Entwicklung auf Kosten der Bevöl­
kerungsm ehrheit, die zu etwa 2/3 von der Landwirtschaft 
lebt. Der Agrarsektor ist zugleich der rückständigste Bereich 
der türkischen Gesellschaft. In weiten Teilen ist feudaler 
Großgrundbesitz vorherrschend; noch 1976 befanden sich 
über 700 Dörfer samt Einwohnern im persönlichen Besitz 
und in totaler Verftigungsgewalt von Feudalherren. Da.!! Feh­
len einer Agrarreform ist das Hauptentwicklungshindernis der 
ländlichen Türkei. Daß sie, trot...: mehrerer Anläufe u.a. 
durch Gesetzesinitiativen, nie durchgefUhrt worden ist, dafUr 
hat d ie türkische Nationalkammer gesorgt. wo etwa 300 von 
450 Abgeordneten zu Großgrundbesitzern und Unterneh­
mern (Stand 1976) zuzurechnen waren. 
Die Herrschaft feudalistischer Großagrarier verursacht eine 
unaufhaltsam e Verelendung breiter Bevölkerungsteile durch 
die fortgesetue Senkung der Einkommen, wobei das Ar­
beitsentgeld auf dem Lande ohnehin etwa nur die Hälfte des 
Lohnes eines ungelernten Arbeiters in der Stadt beträgt. 
Frauenarbeit wird generell mindestens um 25%, Kinderar­
beit sogar über 50% unterbeuhlt. 4 

Die Anhebung der Verbraucherpreise bis zu 800% bei gleich· 

0 ....... AII!"8 in l<1anbul: Bei Ra:<Zicn "on Milititslreifen ""iog< man Passanten in den Sl.alknschmutz 

31 



"Sicherer" NATO-Flugzeugträger am Bosporus 

US-Rod.I"$'ation von Pirinclik 

BundesrepubJikanische MiJilär~tratcgcn bezeichneten den südöst­
lichen NATO-Vorposten Türkei jüngst als "das let-..te Flugzeug­
Mutterschiff für die Vereinigten Staaten in diesem Raum". (Wehr­
technik, Mai 1980, S. 12 ) Gemünzt war dies darauf, daß mit dem 
Verlust der Miliüirbastion Iran im Februar 19 70 cin strategisches 
Loch im US-Einkreisungsring um das sozialistiliehe Lager aufgc· 
bco(:hen war. Im März 1979 war mit dem Austritt des I ran der 
untralasiatische CENTO· Pakt, Zu dessen Grundungsmilgliedem die 
Türkei gehörte (1955 gegr. als ßagdad·Pakt, 1959 in CENTO umbe· 
nannl), zerfallen. Auf iranischem Territorium büßten d ie USA ein 
Konzentrat an Horchposten, 1I.Iilitärstützpunkten und Militärperso­
naI (rund 40.000) ein, das sich ~or der Haustür der Sowjetunion 
und der arabischen Olländer so gut wie nicht e rsetzen ließ. 

Neben mas$i~en US· Intervention$~rsuehen im Iran und Afghani­
stan, die auf die Errichtung wiUfahriger neokolonialistischer Regi­
mes zielten (ausführlich siehe AlB 7-8 / 1980, S_ 4 H.), wurden 
Pakistan und ganz besonders die Türkei mit ,,stabilisierungshilfen" 
seitens der Wenmächte überhäuft. Die westliche Wirt schafts- und 
Mititärhilfe für das Land am Bosporus erreichte mit 3 ,05 Mrd Dol­
lar für das Jahr 1980 absolute Weltspitze (siehe Beit rag VOn A_ I_ 
Bresche in diesem Heft). Die militärstrategische Bedeutung de r 
Türkei als NATO-Vorposten wurde kräftig aufgewertet. 

Die NATO-Mitgliedschaft der Türkei bringt es mit sich, daß der 
Großtei l der türkischen Militäreinrichtungen ohnehin dem Kom­
mando der Generalität des atlant ischen Bündnisses unterstellt sind. 
Zusätzlich dazu unterhält die NATO-Führungsmacht USA auf 
türkischem Boden 61 Militärbasen mit einem eigenen Personalauf­
wand ~on nahezu 5000. Auf die Türkei kommen demnach allein 
rund 1/3 der gegenwärtig im gesamten MittelmeelTaum ~on den 
US-Streitkräften betriebenen Einrichtungen (199 nach dem Stand 
~om April 19 79). Sie können in ~ier Kategorien gegliedert werden: 
L Kampfstützpunkte und Einrichtungen wie Luft-, Flotten- und 
Raketen(auch Nuklear-)basen; 2. Elektronische Spionagestat ionen; 
3_ Melde· und Nachrichtenstützpunkte; 4 . Trainings- und Nach-
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schubbasen. Die Modalitäten in der Handhabung dieser US·Mi litär· 
basen wurden in zweiseitigen amerikanisch·türkischen Militärab­
kommen geregelt, die in den Jahren 1952, 1969 und 1980 unter­
zeichnet wurden. 

In einem uS-Senatsbericht des Jahres 1979 wurde die Luftwaffen­
basis von Incirlik (nahe Adana) als die ~orgeschobenste amerika· 
nische Bodenrampe "im östlichen Mittclmeer hochgeschätzt, ~on 
der aus ein taktischer atomarer Schlag" im Konflikfali in der Re· 
gion ru starten sei. Wie Incirlik so sind auch die anderen wichtigen 
US-Installationen auf türk ischem TeITain wie Sinop, Pirinclik (nahe 
Diyabakir), Golbashi (nah~ Ankara), Iskenderum , Yumunalik (An· 
laufpunkt der 6. US· F1otte) und h'mir (NATO·Südost·Hauptquar· 
l ier ) in zwei Richtungen disponibel: gegen die Sowjetunion und die 
vorderasiatischen Befreiungsbewegungen (vgl. MERIP REPORTS, 
Washington, September 1980, S. 6/7). 

Startrampe für US-Atomschläge und Interventionsakte 

Die in de r Türkei stationierten US-Kamplbomber und -Raketen 
können weite T ei le der Sowjetunion, mit einem Radius b is nach 
Moskau und zum Aral-See mit Atomwaffen belegen. Der ehemalige 
türkische Geheimoffizie r und je tzige Senator Tunckanat kommen· 
tierte dies so: " In dem Luftwaffenstützpunkt in lncirlik befUlden 
sich der strategischen Luftwaffe der USA angehörende Düsenjäger 
mit Atom· und Wassemoflbomben. Ferner gibt es Düsenjäger· 
Geschwader rur die Verteidigung des Stützpunktes. Hier ist auch 
amerikanis,hes Personal untergebr .. ,ht, das für die 10gislisdle Uno 
terstützung und Wartung der Flugzeuge ~erantwortlich iSI. Audl 
wenn durch die offiziellen türkischen Stellen bestritten wird, daß 
die aus diesen Stützpunkten abfliegenden Flugzeuge ohne die Ge­
nehmigung der türkischen Regierung Wlsere Nachbarländer an­
greifen können, kann man auf keine Weise kont rollie ren, wohin 
die:;.:: Flug'LCuge nach dem Start fliegen. Heute iu es möglich, daß 
aus Ineirlik ausgeflogene Düsenjäger nach Angriff eines tau§cnd Ki­
lometer entfernten Ortes zum gleichen oder zu einem anderen 
Stützpunkt zurückkehren. Denn die türkischen Stellen ~rfügen 
über kein Kommando- und Befehlsrecht." (zit. nach : Türkei-Infor­
mationen, Düsseldorf, J uni 1980, S. 15) 

In der Tat ist im neuen Militärabkommen vom März 1980 feitge· 
halten, daß in Incirlik ausschließlich US·Personai zur Kontrolle der 
US-Flugzeuge berechtigt ist. Und an d iesem Ort sind immerhin 
zwei tak tische Geschwader der 40 1. taktischen Abteilung der US­
Luftwaffe zwecks "Unterstützung der NATO-Verteid igungspläne" 
stationiert. Unter den geheimen Klauseln des Militärabkommens, 
die selbs t dem türkischen Parlament ~orenlhalten wurden, finden 
sich nun auch solche, denen zufolgc man es US-MilitärmiS$ionen 
offensteUt, ihre "Ierritorialen Betätigungsmöglichkeiten" zu erwei· 
terno Dies schl ießt ihre Nutzung im Falle ~on US·lntel"V(:ntions· 
akten, Olkriegszügen UiW. im Nahen und Mittleren Osten ein (nach: 
MERIP REPORTS, a.a .O. ; New Statesman, 20.6.1980). 
Es wäre im übrigen nich t das erste Mal. Schon 1958 diente Ircilik 
als Sprungbrett rur die US-In~asion im Libanon. Und im April 1980 
nutzte die Carter-Administration diese Basis für ihren - mißglück­
ten - Luftlande·Einfall gegen den Iran, d ie sog. "Operation Blau­
lich t" . 

US-Mili,lUba«n auf ,ürkischem Soden 



zeitigem Lohnstopp Anfang 1980 traf nicht nur die Land­
bevölkerung_ Da die Reallöhne der Arbeiter und Angestell­
ten zwischen 1977 und 1979 bereits durchschnittlich um 
46% gesunken waren, wurden vor allem auch die Werktäti­
gen in den Industriezentren der Türkei zum Opfer der reak­
tionären Wirtschaftspolitik. 
"Die Zahl der Arbeitslosen steigt. Der Lebensstandard sinkt. 
In den durch Landflucht ständig wachsenden Slums am 
Rande der Großstädte, bei einem Großteil der Arbeiter­
schaft und bei den unteren bis mittleren Verdienstgruppen 
der Angeste llten und Beamten fühlen sich viele über den 
Rand des Existenzminimums hinausgedrängt... Die Zahl der 
bestreikten Betriebe ist nicht mehr zu übersehen," berich­
tete die Frankfurter Allgemeine Zeitung am 19.3. 1980 aus 
Ankara. 
Tatsächlich intensivierle sich der Kampf der Werktätigen 
gegen die Verschl echterung ihrer sozialen und politischen 
Situation nach der jahreswende 1979 /80 spürbar. 
So beant worteten beispielsweise I 1 .000 Arbei ter des agro­
industriellen Staatskonzerns T aris im Februar 1980 ihre 
angekündigte Entlassung und zuvor stan gefundene Aus­
schreitung von Polizei und Gendarmerie mit ein er dreitägi· 
gen Betriebsbesetzung. Ein blutiger Polizei- und Militärein· 
satz folgte. An einem daraufhin vom progressiven Gewerk­
schaftsbund DISK ausgerufenen Generalstreik in Izmir be­
teiligten sich 100.000 Arbeiter. Durch den Einsatz von über 
10.000 Soldaten, Panzern, Hubschraubern und Flugzeugen 
wurden die Massenproteste nach einer Woche andauernder 
Kämpfe unterdruckt - l1 To te und über 100 Verletzte 
waren das Resultat. 
Ab Mitte Män 1980 befanden sich über 60.000 Arbeiter der 
Metallgewerkschaft MADEN-IS sowie aus der Textil- und 
Glasereibranche im Streik. "Vor allem, " so Mehmet Karaca, 
Generalsekretär der MADEN-IS, "ist die Haltung des Metall· 
unternehmerverbandes MESS nach wie vor unnachgiebig. 
Er lehnt sogar Verh andlungen über einen gerechten Inna· 
tionsausgleich ab, von einer Lohnerhöhung ganz zu schwei­
gen ... Die von den Monopolen verursachte Krise erweist sich 
rur sie äußerst gewinn trächtig. Die wichtigsten von ihnen 
konnten in den letzten beiden jahren ihre Nettogewinne 
fast verdoppeln . Die Haltung der Unternehmer wird durch 
die Regierung direkt unterstützt, in dem sie ihrerseits die 
Tariverhandlungen mit den Gewerkschaften absichtlich in 
die Länge zieht, oder aber Tarifvereinbarungen vorschlägt, 
die den vom In ternationalen Währungsfond (IMF) diktier ten 
Bedingungen entsprechend sehr niedrig liegen."s 

Repressionswelle unter S. Dcmirel 

Die tlele Wirtschaftskr ise hat vor a llem die internationalen 
Gläubiger und Finanziers, a llen voran die BRD und die 
USA, in die Lage verse tzt , d em Land eine Entwicklungspoli· 
tik aufzuzwingen, die allein ihren militätstrategischen und 
ökonomischen Interessen entspricht. Eskalierende Rüs tungs­
produktion - an der auch insbesondere die Armeespitze 
beteiligt ist - und Militarisierung deformieren Wirtschaft 
und Gesellschaft, Kreditbedingungen heben die nat ionale 
Souveränität faktisch auf. So muß die Regierung in Ankara 
- ob zivil oder in Uniform - folgende Bedingungen erfUllen, 
um Kredite vom IMF zu erhalten: Lohnstopp, Steuer- und 
Preiserhöhungen; Abwertung der Währung und kein e Kon­
trollen des AusJandskapitals; Einschränkung der Staatsin­
vestitionen , des schwerindustriei1en Aufbaus und des Han· 
dels mit der UdSSR. 
Dieser Kurs kann nur auf Kosten der Bevölkerungsmehrheit 
verwirklicht und nur mit Gewalt gegen den Widerstand d er 
Werktätigen durchgesetzt werden. Deshalb war die Regie­
rungszeit S. DemireJs seit Herbst 1979 von e iner zunehmen-

Tr .... rnde Ameile<..". <lern s..r, des .rtnOt<le,en Gc"'. rb cllaft.<fuhulS Koma) Tiir~ler 

den Repressionswcllc begleitet, die schließlich in den :\li li · 
tärputsch vo m 12. September 1980 mündete. Wie steht es 
dabei mit einem der Hauptargumente der Militärs, die Na· 
tion vor dem eskalierenden "Terror von links und rechts" 
rellen zu wollen? 
Oie demokratischen Rechte wurden im Laufe des j ahres 
1980 stark eingeschränk t. Bevor die Militärjunta nach ihrem 
Putsch alle politischen und gewerkschaftlichen Verbände ruf 
aufgelöst e rklärte, war ein Großteil der d emokratischen 
Organisationen verboten worden, darunter der Progressive 
jugendverband (IGD), die Verbände der Beamten (TUM­
DER), der technischen Angestellten (TUTED), der Polizei 
(POLDER), der Lehrer (TÖB· DER ), der Fortschrittliche 
Frauenverband (IKD), der Demokratische und der Volks­
Kulturverein (DDKD bzw. DHKD). Am 8. Mai 1980 wurde 
die 1975 gegründete, kleine linksstehende Arbeiterpartei der 
Türkei .(TED) verboten, weil sie sich rur das Recht der Kur­
den in der Türkei auf eine Ausbildung in ihrer Mutter­
sprache eingesetzt halle. 
Wegen "staatsabträglichen" Parolen, wie "Für eine soziali· 
stische Türkei", wurden am 5. - 6.7.1980 alle 588 Delegier­
ten des Part eitages der Arbeiterpartei TIP samt Parteifüh­
rung vorübergehend verhaftet. Nach dem 7. Kongreß der 
DISK i111 juni /juli 1980 beantragte die Istanbuler Staats­
anwaltschaft am 1.8.1980 das Verbot d es gewerkschaftli . 
ehen Dachverbandes. Doch diesem Schritt kam der Militär­
putsch zuvor. 
Die staat li ch gestützte Terrorwelle sollte die türkischen 
Werktätigen und ihre Organisationen zur bedingungslosen 
Unterordnung niederknüppeln. Hauptakteure waren dabei 
die Konter·Guerilla, der staat liche Geheimdienst (MIT ), die 
Polizei sowie die zahlreichen faschistischen Organisationen: 
die Partei der Nationalen Bewegung (M HP) mit ihren Grau· 
en Wölfen, dem fasch istischen Gewerkschaftsbund (MISK) 
und anderen. 
Die Konter-Guerilla, offiziell "Abteilung rur besondere 
Kriegsftihrung", wurde Mille der 60eT Jahre beim türkischen 
Generalstab, sorgsam von der öffentlichkeit abgeschirmt, 
mit der Aufgabe gebildet, Widerstandskräfte für den Fall 
einer ausländ ischen Aggression oder eines "Aufstandes ... der 
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Türkei-Länderübersicht 
Territor ium :780.!>76 qkm, damit mehr als dreifache Fläche der 
Bundesrepublik 
Buölkerung: rund 43 Mio ( 1979) 
Haupmadl: Ankara (2 Mio Einwobner) 
Nationalflagge: Rotes Feld mit weiSem Halbmond und Stern 
Sprache: Amuspracbe ;il Türkisch, du von rund 9010 der Bevöl kc-

I
Nng gesprochen wird. Andere Sprachen nationaler Minderheiten 
sind Kurdisch, Arabisch, Armenisch, Griechisch 
Rdigion: Islam zu9S"'", wovon rund 3f4 sunnit ischer und etwa 1/4 
schiitischer Glaubensrichtung 
Währung: T ürkische Lira (TL); I TL " 0,22 D~I (Standjuni 1980) 
Staatsform: Republik Türkei. Die Exekutiv~walt liegt $Cit Grün­
dung der parlamentarischen Republik 1923 unter General Muslafa 
Kemal Pascha (Alatürk) bei m Präsidenten und der Regierung. Ver­
fassungsgemäß werden sie im Vierjahresrythmus gewählt von der 
Großen Nationalversammlung (Parlament), die aus 'l'wei Kammern, 
der Volkskammer und dem Senat besteht. Naeh Auflösung dieser 
Organe durch den PUlsch vom 12.9.1980 ist General K. Ewen 
Staatsoberhaupt und Vors itzender des Nationalen Sicherheitsrates 
(MGK), bestehend aus 6 Generälen, dem als Exekutive ein Minister­
rat unter E,,·Admiral B. Ulusu mit 27 Mitgliedern (davon 7 Gene­
räle in Schl imelmininerien) untersteUt wurde. 
Parteien: Von den insgesamt I1 legalen Parteien waren vor dem 
12.9.1980 suhs im Parlament ve rtreten. Aus den letzten Wahlen 
zur Nationalversamm]ung waren die sozialdemokratisch orientierte 
Republikani sche Volk~partei (CliP - gegr. ]923) unter Btilent 
Ecevit mit 41,4% und die konservative Gercchtigke itspartei (AP ­
gegr. 1961 als Nachfo]georganisation der 1946 konstituierten Oe· 
mokratischen Panei) unter Süleiman Demire] mit 36.9% de r Stirn· 
men als stärkste Fraktionen hervorgegangen. Bei den Zwischenwah­
kn vom Okt ober ]979 wurde du Stimmenverhältnis mi l 47,8%für 
die Gereehtigkeitspartei und nur noch 29,3'70 für die CHP auf den 
Kopf geste llt. An die Stelle der Koalitionsregierung Ecevit rückte 
die Minderheitsregierung Dcmirel. Drittstärkstc Partei ist die natio­
nalistische NationaJ ~ Heil spartci (MSP) unter N. Erbakan. Weitere 
Parteien sind die fa.o;chistische Panei der Nationalen 8ewegung 
(MHP ) unter Alpanlan Türkes, die linkssozialistische TÜrkis.:he Ar. 
bcite'llanci (TiP - gegr. 196 1) unter 8ehiee Boran, die Türkis.:hc 
Sozilli5l ische Arbeiterpanei (TSIP - gegr. 1974). sowie die seit 
1923 illegale T ürkische Komm unist ische Partei (TKP - gegr. 
1920). 

Wirt ~chaft : Die Türkei hält als schwachentwiekclter kapitalistischer 
Agr'dr- Industrie-Staat das Schlußlicht im europäischen Entwick· 
lungsniveau. Noch immer sind rund 60% der Erwerbstätigen in der 
Landwirt$Chaft beschäftigt, gegenüber 15% im Industriebercich. 
Am Bruttoinlandsprodukt (BIP) i" die Landwirt schaft mit 25%, 
die Industrie mit 30% betei ligt. Rund 2/3 des türkischen E"porl' 
wcrtes ent fallen auf Agrarprodukte, doch der Nahrungsmillelbe· 
darf im Lande kann - eine Folge u.a. des vorherrschenden Groß. 

politischen und so..:ialen Opposit ion gegen die h ergebrachte 
Ordnung" bereitzustellen. 

Gelei tet durch G eneräle der Armee. führend e Geheimdienst· 
ler. Mitarbeit er des CIA und des international organisierten 

Verbrechertums (l\"iafia), ist di e Konter-Guerilla mit der 

Zentrale in Istanbul und Zweigstellen in Polizei· und Militär­

hauptquartie ren , in allen Landesteilen präsent. In Ankara 
sind ihre Büros im gleichen Haus mit de r US·Militärmission 
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grundbesitzes - nicht selbst gedeckt werden. Die AuslaoosverschuJ· 
dung e rreichte 1976 25 Mrd DoUar, d.h. 50% des BIP. 
Wichtigste Zweige sind in der Indu$lrie die Te"ti!· und Nahrung$­
mittelproduktion sowie die Chrom-, Nichteisenerz· und Schwefel­
förderung, in der Landwirtschaft der Anbau von Getn:ide, Zucker­
ruben, Mohn, Tabak. Baumwolle und die auf die WoUerzeugung 
abgesteUte Viehhaltung. 
Rund 2/3 des türkischen Außenhandels entfaUen auf die West· 
mächte, angeführt von der 8RD, den USA, Italien, Großbritannien, 
der Schweiz und Frankreich. Die Türkei ist seit 1964 der EWG 
assoziiert. 
S.niale$: Die Alphabetenrate entsprach 1976 mit 55% dem arabi­
schen Standard. Die Lebenserwartung betrug 57 Jahre, die Kinder· 
sterblichkeit mit 119 Todesfällen bei 1.000 Geburten (bis zum 
ersten Lebensjahr) das Dreifache des westeuropäischen Vorlet'l'ten, 
Portugal. 1980 wurde der Anteil der Arbe itslosen offiziell auf über 
20% beziffert, zuzüglich über 1,1 Mio türkischen E.migranten allein 
in der Bundesrepublik. 

Gelchicht e: 
Ca. 550 

1288· 1326 

1919-22 
1923 
1938 

1947 
1950 

1952 
1955 
1960 

1965 

1971 

1974 

1975 

1978 

1979 
1980 

Entstehung des rrühtÜlkis.chen Reiches in der Mongo­
lei 
Begründung des Osmanischen Reiches unter Osman I. 
Ghasi 
Nationaler Unabhängigkeitskr ieg 
Gründung der Republik unter Präsident Atatürk 
Tod Atiltü rks.. Nachfolger als Führer der Republikani· 
sehen Volkspartei (CUP) und Präsident wird bmet 
Inönü 
Hilfsabkommen mit den USA 
Wahlsieg der Demokratischen Partei. Regierung A. 
Menderes 
Bcitrilt zur NATO 
Beitrill zum Bagdad·Pak t, später CE.NTO 
Stur:r. der Regierung Menderes. ProvisoriKhe Regie­
rung unter General C. Gürse l 
Nach Wahlsieg der Gerechtigkeitspartei Regierung S. 
Demirel 
Militärputsch und Installierung einer Rechtsregierung 
unter Nhat Erim 
Koalitionsregierung unter dem neuen CHP,Vonit'l'en­
den Billent Ecevit 
Türkische Invasioo auf Zypern 
National istische-Front-Regierung Demirel. in der kon· . 
servativc Parteien mit der faschistischen MHP koalie· 

"" Erneute Koalitionsregierung B. Ecevit. Verhängung 
des Krieß$rechts über 1/3 des Landes 
Minderheitsccgierung S. Demirel 
.Militärputsch unter General K. Evren 

untergebracht. Dirigiert von der US· Botschaft, unter Anlei­

tung und mit Sch ulungsmat erial des C IA führt sie d en "un­

konventionellen Krieg". Ihr zugehörige Offiziere sind aus­
gebildet in Sabotage. Verhör und p syc ho logischer Kriegs­

mhrung. Sie übernehmen auch die Vorbereitungen , etwa 

durch Ermittlungen und Anlegen von Waffendepots. w ie die 

Durchftihrung solcher Aktionen. So wurde beispielsweise 

unter Uirer A nleitung Anfang 19 72. nach Verhängung einer 

Ausgangssperre, Is tanbul sieben Stunden lang mit 85 .000 

Soldaten "auf der Suche nach geflohenen Gefangenen " 
d urc hkämmt. 6 

Paralle l zum Aulbau der Konter-Guerilla begann 1968 der 

Aulbau der faschistis chen Grauen Wölfe. Seit Mitt e der 70er 
J ahre hat man die Zusammenarbeit intensiviert und eine 
personelle wie aktionsbewgene Verflechtung ..:wischen dem 

türkischen Geheimdienst. der Konter·Guer illa und der MH? 
vollzogen. Besonders in den J ahren 1975·78, ab die Regie­

rung unter S. Demirel in einer Koalition mi t der MHP (Par­
teiführer Alpars lan T ürkes a ls Vizeministerpräsident ) regier. 

te, w urden zahlreiche Schlüsselposition en bei der Polhei mit 
Fasch isten besetu. 

Selbst scheinbar bedeutungslose Protest- und Widerstands· 
zeichen der Bevölkerung sind zum Anlaß für Terroriibergrif-



fe gemacht worden. "So im März 1980 in Tarsus. Dort führt 
eine unfallt rächtige NATO·Straße durch ein Wohnviertel. 
Allein in den Jahren 1978·79 wurden dort 25 Fußgänger bei 
VerkehrsunraJ. len getötet. Die Forderungen nach dem Bau 
einer Unterführung blieben unerfill it. Als am 22. April ein 
15·jährigcs Mädchen von einem LKW überfahren wurde, 
zogen die Bewohner mehrerer Stadtviertel zur NATO-Straße 
und errichteten aus Protest Straßensperren. Die ca. 1.500 
Menschen waren bald von Polizei und Gendarmerie umstellt. 
Als die Diskussion zwischen beiden immer heftiger wurde, 
eröffneten Polizei und Cendarmerie plötzlich das Feuer und 
ermordeten 10 DemonstriUlten , darunter drei Kinder. 300 
wurden verletzt, 2 1 davon schwer, 87 Menschen wurden 
verhaftet." 7 

Zielscheibe des Terrors sind vornehmlich die demokrati­
schen und Linlukräfte der TÜrkei. In einer gemeinsamen 
Aktion des Geheimdienstes, der Faschisten und der Mao­
isten wurde d ie Maifeier 1977 in Istanbul, zu der die D1SK 
aufgerufen halle und an der 1/2 Mio Menschen teilnahmen, 
von umliege nden Cebäuden minutenlang mit automatischen 
Waffen beschossen. Es starben 38 Menschen. In der ostiUla· 
tolischen Stadt Kahramanmaras richteten fasch istische 
Kommandos an Weihnachten 1978 ein Blutbad an, bei dem 
ca. 200 wehrlose Frauen, Männer und Kinder ermordet wur­
den. In FalSa, einer kleinen Stadt an der Schwarzmeerküste, 
drangen Mitte J uni 1980 motorisierte Armee· und Gendar­
merieeinheiten in Begleitung von 50 Panzern ein. Nach 
Hausdurchsuchungen, mit Hilfe maskierter - d a steckbr ief­
lich gesucht - MHP-Mitglieder d urchgeführt, .wurden über 
400 Verhaftungen vorgenommen. Die Inhaft ierten, unter 
ihnen der unabhängige Bürgermeister Fikri Sönmez, wurden 
Folterungen unterworfen. Der Grund: In Fatsa halle eine 
große Koalition von lin ken Gruppen bis zur islamischen 
Nationalen Heilspar tei (MSP) durch selbst organisierte 
Komitees das Eindringen und die Oberfal'e von MH P­
Kommandos verhindern können. 

Und dann kamen die Generäle 

Anfang J uni 1980 fUhrtcn in Corum von Faschisten provo· 
zierte Auseinandersetzungen zwischen den religiösen Grup­
pen der Aleviten und Sunniten zu 5 Tage lang andauernden 
Kämpfen, bei denen MHP·Kommandos zusammen mit Poli· 
'lei und Gendarmerie _ ausgerüstet mit Panzern aus der 
BRD - giUlZC Stadtteile überfielen und die Bevölkerung 
massakrierten. Ohne diejenigen mitzuzählen, die an nachher 
durchgeflihrten Folterungen starben, wurden fast 30 Todes­
opfer gezählt. 
Neben dem "Flächen terror" wurden in zu nehmendem Maße 
prom inente Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens Opfer 
faschist ischer Anschläge. Dabei handelte es sich nicht nur 
um Gewerkschafter und Linkskräfte, z.B. wurde am 
22.7.1980 der Vorsitzende der Metallgewerluchaft MADEN­
IS, Kemal Tiirklcr, ermordet, sondern auch um Zentrums­
politiker wie den Abgeordneten der Republikanischen Partei 
(CHP), N. Köksaloglu, der Anfang Juli d J . ermordet wurde, 
und sogar Angehörige der Rechten : Nihat Erim, Expremier­
minister des Repreuionsregimes 197 1-73, wurde am 
25.7. 1980 ermordet. In den ersten Septemberwochen 1980 
stieg die Anzahl der Opfer politischer Mordanschläge auf bis 
zu 35 pro Tag. 
Die Methode, die dahinter steckt, umschrieb einer der Or· 
ganisatoren der Konter-Gueri lla, General a.D. Kemal Enun 
so: "Durch Sabotagea ktionen und politische Morde einen 
Biirgerkriegszustand schaffen - und dann kommen wir.'08 

Und sie kamen. Am 12. September 1980 putschte die tür­
kische Generalität unter Führung von Generalstabschef 
Kenan Ewen. Er ernannte sich zum Staatspräsidenten und 

Folterungen aus Versehen? 

aus politischen Gründen Inhaftierte zählte man ",rn;;''''''''1 
Militärpuuch vom 12. Dezember 19S0 in der Türkei 

i 21.{22.9.19S0). 
i der Rechtsanwaltsvereinigung von 
, auf einer Pressckonferenz am 7.!i. 19S0: 

vor ein Gericht geSlellt wurden, 
erfahren nichu über den 

Wir ha~n zahlreiche Hinweisc, die 
politischer Hiftlinge mit Foltermethoden 

. Nach Zeugenaussagen werden Häftlinge 
Fußboden gelegt und mit kaltem Wasscr .. 

l :i~;,~E:":k\:':':O::den an ihre Genitalorgane, am Zisaretten werden auf der Haut 
Es ilt sogar vorgekommen, daß die Folterer 

der Opfer einführten. Das Sch.lagen auf 

werden so lan!Je fortgeführt, 1 §~:;;~:~;'~':;'~~f'1h~'~1ie harmloscSle Foltermethode. i 
Erklirung unteruichnet. Weigert sich 

i , so drohen die Folterer mit Erschießung """ " ;"" .. ·1 
aus dem Fenster. Diesc Drohung wird wahrgemacht; es 

1 ~~;<;::H;T.;;ote auf dem Boden der Gefangnishöfe gefunden Wo.,.,,,. 1 
spricht in solchen Fällen von Selbstmord." 

10bW'''''' im Bericht der UN·MeruchenreehUkommiuion die Tiitkei 
Lindern gezählt wird, in denen gefoltert wird. Will;'~:;'~~~~';'.: I I.<',.ru,,,,, von nicht. winCl\. In einem Gutachten des 

vom 14.5.19S0 zu einem Asylverfahren heißt 
politische Verfolgung durch .taatliche Organe. 
staatlicher Organe vorkommen, ist zwar nicht 

I';'h"";' aunusch.l ießen, dem Auswärligen Amt sind 
Falle nicht ~kannt. Amtsmißbrauch und Körperverletzung 

sind strafbar. Der Staat verfolgt dine Delikte." 

stellte sich an die Spitze eines Nationalen Sicherheitsrates, 
zusammengesetzt aus den Oberbefehlshabern von Heer, 
Luftwaffe, Marine, Gendarmerie sowie dem Befehlshaber 
der Agäis·Strei t kräfte. 
Regierung und Parlament wurden aufgelöst, die Verfat.sung 
außer Kraft gesetzt. Das Kriegsrecht, das bereits in 20 von 
insgesamt 69 Provinzen galt, wurde auf das ganze Land aus­
gedehnt. Parteien, Gewerkschaften und Verbände wurden 
ftir aufge löst erklärt , über 150 Gewerkschafubüros geschlos­
sen und jede politische Betätigung verboten . Mehrere Tau­
send Personen wurden verhaftet, darunter alle führenden 
Polit iker des Landes, vor allem aber Linkskräfte, sowie hun· 
derte Gewerkschaftsfunktionäre , angdangen beim Vorsit­
zenden der DISK, Abdullah Ba5lürk. 
Die Einsetzung der Regierung - al5 Exekutivorgan rur den 
Nationalen Sicherheitsrat - verdeutlichte die Manchrich­
tung der neuen Machthaber: Premierminister B. Ulusu, 
Exadmiral mit langjähriger NATO·Erfahrung, wird mit sie­
ben anderen Generälen in Schlüsselministerien für einen 
strammen NATO-Kurs im 27-köpfigen Kabinett sorgen. Der 
Verbindungsmann zum internationalen Finanzkapital und 
Mitinitiator des türkischen .. Stabilisierungsprogramms" , 
Turgut Ou.l, wurde gar zum stellvertretenden Ministerpräsi-
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denten ernannt. Als ehemaliger Vorsitzender des Arbeit­
geberverbandes der Metallindustrie (MESS) sowie als Staats­
sekretär für Wirtschaftsfragen in der vorangegangenen 
Demirel-Regierung - ihm waren alle Schlüsselstellungen der 
Wirtschaft aus den :,mständigen Fachministerien unterstellt 
wo rden - bringt er eine langjährige p raktische Kampferfah­
rung gegen die Arbeiterkla'lse mit sich. 
Zu den Haup tprogrammpunkten der neuen Machthaber 
zählt die Effektivierung des bisherigen Wirtschaftspro· 
gramms, wobei schwerpunktmäßig die Rüstungsindustrie 
gefördert und die Streit kräfte modernisiert werden sollen. 
Die Bekämpfung des " Terrorismus" soll durch eine neue 
Gesetzcsgrundlage erleichtert werden, die Parteien-, Wahl­
und Staatssicherheitsgesetze sowie das Strafrecht sollen 
ebenfalls erneuert werden. 
Die Praxis offenbart eine Gangart rechts von der vorange­
gangenen konservativen Demirel-Regierung. Durch die Ver­
ordnung eines St reikverbots mußten 40.000 Streikende in 
allen Landesteilen an ihre Arbeitsplätze zurückkehren. An­
gesichts der Preiserhöhungen von bis zu 20% (u.a. für 
Zucker, Heizöl, Benzin und Düngemittel) kommt d ie kurz 
zuvor verordnete Lohnerhöhung von 70% einer Niederlage 
der Arbeiter gleich. Angesichts d er galoppierenden Inflation 
und eines Lohnstopps hatten sie Lohnerhöhungen von bis 
zu 300% gefordert. Alle Gemeind eräte wurden aufgelöst 
und die meisten Bürgermeister abgesetzt. Künftig, so e rklä r­
ten die Militärs, würden Ernennungen erst nach eingehender 
Prüfung durch örtliche Kriegsverwaltungen vorgenommen 
werden.9 

Die Behauptung, die Putschgeneräle würden das Erbe Kemal 
Atatürks vertreten, entbehrt jeder Grundlage. Das Gegenteil 
ist der Fall. Nicht das Streben nach politischer und ökono­
mischer Unabhängigkeit vom Ausland, eines der Grundprin· 
zipien des Kemalismus, kennzeichne t K. Evren und d ie 
fUhrenden Militärs. Evren selbst perso'nifiziert geradezu den 
Ausverkauf nationa ler Interessen an den US· lmperialismus. 
Bereits 1950 befehligte er im US-Sold türkische Truppen· 
kontingente im Koreakrieg der USA . Den intimen Kontakt 
zum CIA pflegte Evren im türkischen Generalstab . Dort war 
er - vor sein er Ernennung zum Generalstabschef 1978 
durch B. Ecevit - zuständig ausgerechnet für die Leitung 
der Konter-Guerilla. 

Die Putschisten - keine Erben Atatürks 

Darüber hinaus ist K. Evren mit seinen GeneraJsfreunden 
eng mit dem Auslandskapitalliie;t. Als Verwalter eines riesi­
gen Fonds - der Unterstützungs kasse der Armee (OYAK) -
besitzen sie Beteiligungen bei türkischen Niederlassungen 
internationaler Großkonzerne wie Mobil Oil, Shell, Renault, 
Goodyear, Hilton oder International Harvester. Hinzu 
kommt ein umfangreicher Besitz an der Rüstungsindust r ie. 
Nach o ffiziellen Angaben erziel ten sie 1977 einen Gew inn 
von 335 Mio Türkischen Lira (TL). I SO Mio TL mehr als die 
nächstgrößere Finanzgruppe, die Is_Bank. 10 

Der Ruf der Generäle nach na t ionaler Einheit richtet sich 
daher sowohl an die Arbeiterklasse und Bauernschaft, mit 
der impliziten Forderung nach kampnoser Unterordnung 
unter die Interessen des Großkapitals . als auch an die natio­
nale Bourgeoisie, die partiell andere Interessen vertritt als 
die sie ruinierenden in ternat ionalen Monopole. 
Da die nationale Bourgeoisie in der Gerechtigkeiu partei S. 
Demireis und in der Republikanischen Volkspartei B. 
Ecevits starke Positionen innehat, war es den bisherigen 
Regie rungen nicht m öglich, die Forderungen des in- und 
ausländischen Großkapitals in die Praxis umzuse tzen. Daran 
scheitert e auch d ie Regierung S. Demirels. Die PULSchgene­
räle sind dazu berufen, die Interessen des Auslandskapitals 
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aus den USA und der BRD dW'chzusetzen. Dies zeigen auch 
die Umstände ihrer Machtergreifung. 
Am Vorabend des Putsches traf aus Washington der Luft­
waffenbefehlshaber und das heutige Mitglied des Nationalen 
Sicherheitsrates, T. Sattinkaya, ebenso wie ein General der 
NATO-Südostflanke in der Türkei d n. Eingebettet war der 
Mili tärputsch in das NATO-Manöver "Anvil Express 80" 
(Amboß-Express). Unter diesem Code führte die au f Abruf 
bereitstehende m ul tinationale .,Eingreilbrigade" des Ober­
sten NATO-Befehlshabers Europas \'om 11.9. bis 6 .1 0 .1 980 
in der Türkei ausgedehn te Manöver durch. Kaum daß die 
"Operation Demokratie" in der Türkei angelaufen war, 
drang die erste Information über den Putsch aus der 12.000 
km ent fernten US. Hauptstadt Washington in alle Welt. 

Anmerkung(n: 
I) BundemeUe rur Außenhandelsinformation, Marktinformation 

Türkei, Nr. MI-A/5 88, Köln 1979; Tirkei-Tnformationen, Düsscl· 
dorf, J uni 1980 

2) AlB 6/ 1979, 5.4 ff.; Info Türk Bulletin, Brii§scl, Nr. 0 .19/ Mai 
1980, S. 7-8 

3) Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 27.9 .1980; Time, Lon· 
don, 29.9.1980 

4) Neue Perspektiven, Hebinki. Nr. 4/1976, S. 38 
5) Türkei-Informationen. JulifAugust 1980. S. 19 
6) Info Türk Agentur, Manaker in Ankara, warum? Bl"Ü$sc11978, 

S. 10; Die Neue, Westberlin, 26.7.1980 
7) Föderation der Arbeitervereine Kurdistans in der BundeHepu­

blik Deutschland (KOMK .. I,R), Türkeihilfe - womr?, Frankfurt 
1980. S. 8·9 

8) Finandal Times. London, 2~.6.1980, Frankfurter Rundschau, 
29.8.1980, Türkei-Informationen. a.a.O. 

9) Time 6.1 0. 1980; International Hcrald Tribune:, Zürich, 
16.9.1980; Le Monde, Paris, 23.9.1980 

10) Die Tat. 19.9. 1980; FAZ. 19.9.1980; AlB 7-8/ 1980, S. 41 

... Exemplar(e) AIB·Sonderheft 2/80 zur Türkei 
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Intemationale Erni,S'rium,u" 

ceg . Dcr Wundertater 

enwartslitera tur ~;;'S". Ld"". 9.30 DM 
Best-Nr.: 50/6105190 

cdlec:tiv g 
Miguel Angel Ast\Jrias 
Die Maismönner 
Roman 
Verlag Volk und Welt . Berlin. 
373 S .. Leinen, DM 10,20 
Best.-Nr.: 59/647 1836 

Der Roman gliedert sich in 
sechs cpisodenn:ichc Ein7.c1-
erzählungen. die zeitlich auf­
einanderfolgen und nach der 
jeweiligen Hauptperson be­
nannt sind. Durch ihre Augen 
vermittelt der Autor dem le­
ser den Kampf der Urein­
wohner Guatemalas ums 
Oberleben. Dabei spielt die 
Beschreibung der indiani­
schen Lebcnsverhältnisse und 
der uralten Traditionen eine 
große Rolle. 

Migud Same! 
Das Lied der Rachcl 

Migue! Bame! 
Das Lied der Rachel 
Aufbau-Verlag. Berlin. 
190 S .. Pappband, S,7S DM 
Best.-Nr. : 50/6123399 

Bald naiv-unl'erbildet. bald 
klug-raffiniert plaudert Ra· 
ehel. die Sängerin und Tänze­
rin in den Music-Halls der 
dreißiger Jahre von lhvanna. 
Auf originellc Weise beurteil! 
~ic aus ihrer Sicht eine g'lnzc. 
von Untcrentwieklung und 
Abhangigkei t gczeichncte 
Gencmtion. 

Neueste Geschichte 
Cbin .. 
Von 1917 bis zur 
GeaenwU1 
Verrag der Wissenschaften. 
Berlin. 388 Seiten. Broschur. 
17,80 DM 
Best.-Nr.: 301570/9128 

Mit dieser Arbei t legen s0-

wjetische Historiker die erste 
geschlossene und umfassende 
Darstellung der Geschichte 
Chinas sei t 1917 vor. 

Heynowski und Scheumann 
Phoenix 
Inside CIA 
Verlag der Nation, Berlin. 
152S .• Taschenbuch,DM4,1O. 
Best.-Nr.: 150/6965932 

~Phoenix" - ein Computer­
programm rur Völkermord. 
Ausgedacht von CIA-Spezia­
listen rur den Einsatz in Viet­
nam. C IA-Agentenfuhrer 
K. B. Osbom enthüllt den 
elektronisch geplanten Mas­
senmord. 

I-I eynowski + Scheumann 
(Hrsg.) 
Briefe 
an die Exzellenz 
Portrit einer Schutzmacht 
Verlag Volk und Weil. 
Berlin , 255 5 .. Paperback, 
DM 8.10 
Best.-Nr.59/6477736 

Saigon Mai '75. Die USA 
haben nuchtanig das Land 
verlassen. Im Gelände der 
amerikanischen Botschaft 
entdecken die DDR·Doku, 
mentaristen Heynowski und 
Scheu mann aufschluß­
reiches Material. 
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In diesem Tatsachenbericht 
informiert H. Thürk den le­
ser mit großer Sachkennmis, 
eindrucksvoll und spannend 
ilber einen .... icht igen Ab­
schnitt der Geschichte der 
Philippinen. Die Huk -Bewe­
gung war eine na tionale Be­
freiungsbe .... cgung mit star­
ken 5O:fialen 7....ugen. Warum 
die Huk nach der Zerschla­
gung der japanischen Trup­
pen .... ieder in den Untergrund 
gingen und was aus ihnen spä­
ter "'·urde. dar.luf gibt das 
Buch ZU\'erlässige Ant .... ort. 

Kurt Kauter 
Flieg Kondor­
Tupac Amaru 
Mili tä ..... ·crlag, Berlin. 
224 S .. mit Fotos. 
Leinen. DM 6.70 
BeSI.-Nr.: Inn461883 

Der Autor schildert den be­
rühmten Indianeraufstand 
\'on 1780/81 unte r Führung 
\'on Tupac Amaru 11. 60000 
schlecht bewaffnete. kampf. 
unerfahrene Indianer folgten 
dem Ruf des Inkasprosses 
und griffen die spanischen 
Kolonialherren in der altcn 
Inkahauptstadt CUl':OO an. 

Blind U 
439 S .. Leinen. 8,65 DM 
Besl.-Nr. : 50/6112796 

Band 111 
600 S .. Leinen. 14.70 DM 
Besl.-Nr.: 50/6123065 

Nun sind sie komplett. die 
drei Bände des ,.Wundertä­
ters··. Der erste Band schil­
dert Kindheit und Jugend des 
Sl3nislau$ Büdner. der zweite 
Band seine unfreiwillig frei· 
.... iIlige Teilnahme an seinem 
Schicksal danach. Der dritte 
Band sehildert die Heimkehr 
Büdners in sein Dorf. das nun 
in de r DDR liegt. 

Lothar Hitziger 
Der Erde Brot 
MÜS$en Menschen hungem~ 
Verlag Neues Leben. Berlin. 
2 14 S., ka rt ., DM 14,50 
Best.-Nr.: 58/6428432 

Jahrtauscnde hindurch hat 
der Hunger die Menschen fast 
ebeß50 untrennbar verfolgt 
..... ie ihr eigener Schanen. Der 
Hunger ist nicht \'on der Na­
tur be ..... irkt . !iOndem aus­
nahmslos "on Menschen. d. h. 
von den gescllschaft lichen 
Bedingungen. 

Kang Kjong-ä 
Morgengrauen 
über (nischon 
Verlag Volt und Weh. Berlin. 
344 5 .. Leinen. 
DM 10.90 
Best.-Nr.: 59f6477138 

Die t oreanisehe Schriftstelle­
rin Kang Kjoog-ä schrieb den 
Roman im Jahre 1934. 
Ausgehcnd ,'om Schicksal der 
jungen Son-bi. schilden sie 
das Erstarken und dil; sOzia­
len Kämpfe der Arbeiter­
kl3ssc im Korea der zwanzi­
ger und dreißiger Jahre. 



Alfons I. Bresche TUrkeihilfe Bonns 
und der Westmächte 

.. :-;ich t kleckern sondern klotzen" sollte die ERD rni l ihren 
Finanzmitlcln in der Türkei, meinte die FDP-Abg(!ordnetc 
Hclga Schuchart in den Swltgarter Nachricht c:n vom 
1.7.1980. Sie unt erstrich damit noch im Nachhi ne in ihre 
übereinstim mung mit dem ßundcstagsbcschl uß zum Na<;h· 
tragshaushalt vom 19.6.1980. der für die Türkei U.3. eine 
Rüstungssonderhilfe ( 170 Mio DM ), Verpflidnungsermäch­
tigungcn (490 Mio DM) und Zusatzhilfe (330 Mio DM ) zum 
gle ichen Zweck in den nächsten J ahren festlegte. 
Eine entschiedene Abfuhr erli tt hingegen ein von 27 SPD· 
Abgeordneten vorgelegter Zusatzantrag mit den Forderun­
gen an d ie türkische Regierung, sie möge d ie MI:nschcn­
rechte beachten, die Wirtschaftshilfe besonders zu sozialen 
Verbesserungen und die Mili tärhilfe nur zu NATO-Zwecken 
verwenden. "Dieser An trag ist eine unzulässige Einmischung 
in d ie inneren Angelegenheiten eines souveränen Staates", 
begründe te der CSU-Abgeord ne te Dr. Riedl aus München 
laut Bundestagspro tokoll vom 19.6. 1980 die übereinstim­
mung seiner Fraktion mit denen der SPD und FDP. 

War zu erwarten, daß diese Türkei-Hilfe im Falle eines Mili­
tärputsches in Ankara berührt würde? "Ein unzweck­
mäßiger, ungerechtfenigtcr Gebrauch oder gar Mißbrauch 
der Kredithilfen", 50 der internationale Türkei-Hilfe- Koordi­
nator und Bundesfinanzminister H. Matthöfer (SPD ) in der 
Frankfurter Rundschau vom 2.7.1980, "würde mit Sicher­
heit einen schwerwiegenden und fo lgenre ichen Vertrauens­
verlust nach sich ziehen." Aber ein solcher "Vertrauens­
verlust" widerfuhr den Putschgenerälcn nicht. Im Gegenteil. 
Die Bundesregierung werde der Türke i auch weiterhin Hilfe 
gew ähren , versicherte Bundeskanzler H. Schm idt gleich 
einen Tag nach dem Putsch vom 12. September 1980, und 
zwar, wie US-Vizeaußenminister W. ChriSlopher talrl darauf 
betonte, in übere instimmung mit den USA: "Washington 
billigt und unterstützt die deutsche Auffassung, die bevor­
stehende Tranche (Teilbetrag; d . Red.) einer Bonner Militär­
hilfe an Ankara solle in Ausführung der Verträge gezahlt 
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werden ... Washi ngton und Bonn wollen an den in der Türkei 
bevorstehenden NATO-Manövern und dem über Wirt schaft­
liches hinausreichcnden Hilfsprogramm keine Änderungen 
vornehmen ." l 
Wenig wiegen neben diesen Klars te llungen beispielsweise die 
vom SPD-Vorsitzenden W. Brandt geäußerien " Sorgen": 
"Die Nachricht en von den Verha ftungen des Sozialdemokra­
ten Ecevi t und weiterer führender Repräsentanten der polio 
tischen Parteien in der Türkei erfüllen uns allerdings mit 
Sorge ... Wir hoffen, daß die Militärs in der Türkei möglichst 
rasch den Zugang zu demokratischen Verhältnissen wieder­
eröffn en ... Das Militär hat im letzten Winter beid e großen 
Parteien gebeten, in einer kritischen Zeit gemeinsam die 
Verantwortung zu übernehmen. Für mich war es schon da­
mals klar, daß, wenn dies scheitern würde, das Milit är bür­
gerkriegsähnliche Zustände nicht lange hinnehmen würde. "2 
Kein Verständnis für das Eingreifen de r Militärs mochte in 
dieser Situation hingegen die französische Schwesterpartei 
der SPD aulbringen: "Die Sozialistische Partei (Frankre ichs; 
d. Red.) verurtei lt die Beseitigung der demokratischen In­
stitutionen . "3 

Die überaus positive I-Ialt ung aller Bundestagsparteien zum 
türkischen Militärputsch ist eine Fo lge des starken polit i­
schen, wirtschaft lichen und militärischen Engagements der 
BRD, auch im Rahmen der EWG und der NATO, in der 
Türkei. 
Die Führungsrolle der BRD ~ des türkischen Hauptaußen­
handelspanners vor Italien und den USA - in der west­
lichen Türkeihilfe datiert vom Gipfeltreffen der Regierungs­
chefs der USA, BRD, Frankreichs und Großbritanniens in 
Guadeloupc im J an uar 1979. 

Die internationale Hilfsakt io n für die Türkei war berei ts im 
J ah r zuvor angelaufen , doch ohne den erhofften Erfolg: 
Hauptbestandteil ~ neben Umschuldungsvereinbarungen 
mit europäischen Gläubigerländern ~ war ein Stand-by-Ab­
kommen (Bere itschaftskredit) mit dem Internationalen 
Währungsfond (IM F) , das aber nach Zahlung der ersten 
Tranche ( 150 Mio Dollar) im Sep tember 1978 außer Kraft 
gesetzt wurde. Unstimmigkeiten waren wegen der Einhal­
tung einer .,stabi litätsorientierten Wirtschaftpo litik" im 
Sinne des IMF entstanden. 
Hoffnungen setzte man nun in den vom Bundeskanzler H. 
Schmidt (SPD ) zu seinem persönlichen Beauftragten und 
zum internationalen Chefkoordinator ernannten CDU-Po li­
tiker W. Leisler-Kiep: "Ein Mann rettet die Ttirkei", schrieb 
die Zeit am 15.6.19 79. Doch es kam anders. Zwar konnte 
W. Leisler-Kiep sei ne Mission in knapp drei Monaten in Paris 
damit absc hließen, daß am 30.5. 1979 dort die 17 Mitglieds­
länder der Organisation ftir Win schaftliche Zusammenarbeit 
und En twicklung (OECD) Kredite in der Höhe von 961 Mio 
Dollar ftir die Exporlfinanzierung in bilateralen Abkommen 
gewährten. Als e iner der ersten zahlte die Bundesregierung 
gleich 200 Mio Dollar (u.a. leisteten die USA 248, Belgien 
75 , Frankreich 70 und Italien 40 Mio Dollar). Hinzu kamen 
Kredite seitens der Weltbank, der Euro päischen Gemein­
schaft (EG) und vo n Privatbanken. 
Doch die Regierung unter B. Ecevit konnte die Bedingun-



gcn , insbesondere die mit einem neuen IMF-Stand-by-Ab­
kommen (327 ,5 Mio Dollar) gekoppelten Einschränkung 
öffent licher Ausgaben, darunter der Löhne und Gehälter, 
Inflationsbekämpfung, " Sanierung" von Staaub ctrieben 
durch Privatisierung und Preiserhöhungen. nicht einh:rten. 
Die Kredite flossen nur schkppc nd. 
Zur j ahreswende 19 79 / 1980 wurde die internationale SteI­
lung der Türkei nachhaltig aufgewertet. Oie neue O lkrise, 
der Sturz des Schah- Regimes, die Welt krisen um Afghani­
st:m und den Iran, die neuerlich Zuspil'Zung des Nahostkon· 
nikts, der Zerfall des CENTO-Pakts erhöhten die Notwen­
digkeit für die Westmächte, die bankrotte Türkei ö kono­
misch :tU stabilisieren. Die Türkeihi lfe wurde neu angekur­
belt, diesmal unter Leitung des Bundesfinanzm insters H. 
Matthärer (SPD). Nach Besuchen in Paris, Genf. New Vork, 
Tokio, Athen und Ankara war am 16.4. 1980 das neue 
Aktionsprogramm zur Türkei.Sanierung fertiggestellt _ 
16 Mitgliedsstaaten der OECD sagten Kredi te in der Höhe 
von 1,16 Mrd Dollar verbindlich zu; davon betrug ~er USA­
und BRO-Anteil (der mit giinstigeren Bedingungen :tUrn 
Zeitpunkt des Militärputsches bereits ausgezahlt war) je 295 
~1io Dollar (560 Mio DM ). Für 1980 wurden durch west­
liche Industrieländer 1,03 Mrd DM staat licher oder s taatl ich 
verbürgter Kredite umgeschuldet. Zahlungsaufschub für 1,1 
Mrd Dollar wurden fUr vier, 2,3 Mfd Dollar für fliDf Frei­
jahre cingerium t. 
Die EG beschloß Ende j uni 1980 innerhalb e ines f'ünfj ah­
resprogrammes die Vergabe von 1,5 Mrd DM, daruner 150 
Mio DM als "verlorener Zuschuß" und 788 Mio DM als 
Sonderdarlehen mit einer Laufzeit von 40 jahren. 
Der IMI-' ste ll te Mitte j uni 1980 der Türkei einen Be istands· 
kredit für drei j ahre über 1,6 Mrd Dollar zur Verfiigung und 
zahlte davon gleich 340 Mio Doll ar aus. 
Die Weltbank stellte der Türkei für 1980 275 Mio Dollar zur 
Verfügung. Darüber hinaus haben e inzelne Länder zahlreiche 
Finanzhilfen gcleistn oder versprochen . darunter Saudi 
Arabien, das am 1.5.1980 250 Mio Dollar, 1/4 der \'On den 
Saudis zugesagten Kredite, in bar auszahlte. 
Zum Zei tpunkt d es Militärputsches belief sich die Gesam t­
summe der westlichen Finanzhilfe an die Türkei rur 1980 
auf 3.05 Mrd. Dollar.4 

"Doch die Türkei gil t als Faß ohne Boden, d as MinIiarden 
schluckt, o hne Wirkung zu zeigen. Das einzig dUf(:hschla­
gende Argument," so die }-' rankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 20.6. 1980. "das man ftir d ie zivile und die mi li tärische 
llilfe vorbringen kann, ist, daß sie dazu beit rägt, dUIch Er-

haltung des Rahmens e iner parlamentarischen Demokratie 
den besonderen Hütern der türkischen Stabilität notfalls 
Bewegungs freih ei t zu sichern : den mil itärischen Führern des 
Landes ... 
Daß nicht nur d ie Finanzen die Militärs gestärkt haben. son­
dern auch die an sie gelieferten Waffen - zum Einsatz gegen 
die eigene Bevölkerung - hob das Handelsblatt bereits am 
5.2. 1980 hervor: "Aber es ist gut, d aß die Bundesregierung 
- bevor andere Finanzmittcl für die lurkei flüs sig machen -
mi t der Militärhilfe beginnen möchte. Nicht des Krieges 
oder der Verteidigung wegen, sondern der Autori tä t der mi­
litärischen Fühmng im Lande wegen." 
Doch begonnen hat die Bonner Militärhilfe an die Türkei 
bereits 1964. Im Rahmen der NATO-"Verteidigungshilfe" 
hatte d ie BRD bis Anfang 1980 11 Tranchen über 930 M.io 
DM gezahlt. Dabei handelt es sich um die Schenkung von 
j';eumaterial und von "Überschußmaterial" der Bundeswehr 
sow ie um eine Mitfinanzierung der türkischen Rüstungspro­
dukt.io n. 

Bonner Rüstungssonderhilfe: "Autoritätsstärkung" 
der Militärs 
Die Finanzhilfe fUr die Rüs tungswirtschaft fließt d irekt in 
d ie Taschen der türkischen Generalit ät. da sie in diesem 
Wirtschaftssek tor stark engagiert ilt (vgl. auch Beitrag von P. 
Maaskola in diesem Heft ); Die Offiziere der Lufts treitkräfte 
bet re iben Flugzeugbau mit einem Be triebskapital von 1,5 
l\Ird Türkischen Lira (TL) . Offiziere der Landstreitkräfte 
sind m it 400 Mio TL in der militärischen Elektronikbranche 
und die Führungskreise der Marine m it 500 Mio TL im 
Schi ffbau ak li v. 
Mitfinanziert hat di e Bundesrepublik u.a. d ie Lieferung von 
zwei großen U- Booten, den Bau von sieben Schnellbooten, 
den Bau einer Fabrik fUr automatische Handfeuerwaffen 
und e iner Fabrikationsanlage fUr Panzerabwehrraketen des 
Typs "Cobra". Darüber hinaus wurde ein Instandsetzungs. 
werk fUr Panzer errichtet. 
Info lge der Einstellung der US-Militärhi lfe an die Türkei als 
Antwort auf die türkische Zypern-Invasion 1974 stieg die 
ßundesrepublik noch stärker in das Geschäft ein. Durch 
zwei Abkommen mit der Türkei 19 75 und 1979 übernahm 
die BRD d ie Lieferung von "Überschußm ateria l" der Bun­
deswehr im Gesamtwert von 560 Mio DM: Munition , Sani· 
tätsmater ial, Verpflegung, Truppenbekleidung und SW· 
Kraftfahrzeuge der ersten Generation. 
Eine sog. bundesdeutsche Rüstungssonderhilfe. im Rahmen 
der NATO nach den gescheiterten US.A fghanis tan-Plänen 
Anfang 1980 vereinbart, umfaßt bis 1983 Lieferungen im 
Werte von 600 Mio DM, davon 150 Mio 1980. Finanziert 
werden 5011 die Modernisicrung veralte ter US-Panzer vom 
Typ M 48 durch neue Dieselmotoren und stärkere Kanonen 
mit Kaliber 10 ,5 cm, die AUSSLattung der türkischen Armee 
mit 240 Panzerabwehrraktensystemen vom Typ Milan sowie 
70 Panzer des Typs Leopard I ·A·3.5 

"Es wäre uns innig, fas t 38 Mrd DM für die Bundeswehr 
auszugeben und gJcichzei tig zuzusehen, wie ein militärisch 
wichtiger Bündnispartner durch wirtschaftli che Schwierig­
keiten ruiniert wird. Die tli lfsgelder für die Türkei sind auch 
im Interesse unserer Sicherheit gut angelegt", so H. Matt· 
höfer in einem Stern-Interview vom 6.3.1980. Und sei es auf 
den Triimmern einer parlamentarischen Demokrat ie ... 
Anmerkungen: 
I) Frankfurter Allgemeine Zeilung (FAll, 16.9.1980 
2) Die Welt, U. ' t4.9.1980 
') L.c Monde, Paris, 17.9. 1980 
4) AlB 7·8/1980, S. 40 f. ; BundelSleUe ruf Außenhandelsinforma­

tion (Hr,g.), MiUeilungen, Nr. DM 17, Köln 1980; FAl. U. und 
15.9.1980; Süddeut,.;:he Zeitung, 13.( 14.9. 1980 

5) FAl, U.9. 1980; Frankfurter Rundschau, U.2. 1980: Lo: Monde 
17.9. 1980 
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Jürgen Roth Seichter Umgang 
mit Grauen Wölfen 

"Beni öldürecek! Bicakl iyor! Kurtarin Benil" Er bringt mich 
um! Er sticht ! Helft mir! In der Halle A 14 von AUDI-NSU 
in Ncckarsulm stach ein türkischer Faschist, ein Grauer 
Wolf, auf einen Andersdenkenden ein. Wochen zuvor schon 
wurde der Nicdergcuochene von den Grauen Wölfen be­
droht: .,Wir werden Euer Blut in Heilbronn vergießen und 
Eure Särge in die Türkei zu Vater und Mutter schicken." 

Und was geschah weiter bei AUDI - NSU? Um ihren Gesin­
nungsfreund zu retten, erfanden die Grauen Wölfe die Ge­
schichte vom planmäßigen Angriff auf den MesserSlecher. 
Nicht das Opfer sei schuldlos, sondern der Messerstecher. 
Oie Geschäftsführung von AUDI-NSU glaubt e den Faschi­
sten und sprach gegenüber dem Niedergestochenen und den­
jenigen, die ihm zur Hilfe kamen, die fristlose Kündigung 
aus. Der DGB in Heilbronn sprach von e inem "Komplott". 
In anderen Betrieben sieht es nicht anders aus! Der Gesamt­
betriebsrat von Daim ler-Benz in Sindelfingen: "Beide türki­
schen IG·Metall.Betriebsratsmitglieder brachten erneut zum 
Ausdruck, daß sie unter den ständigen Drohungen sich 
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kaum mehr in der Lage sehen, die Interessen der Arbeit ­
nehmer und unserer Organisation wahrzunehmen." 
Das sind keine Einzdfille, im Gegenteil. In den letzten 
Wochen greifen die Grauen Wölfe gezielt Mitglieder und 
Funktionäre der IG Metall an. "In den Betrieben und an 
verschiedenen Orten nehmen die Einschüchterungen, d ie 
Drohungen, die übergriffe der türkischen Faschisten zu. Bei 
Betriebsversammlungen kommt es zu Ausschreitungen, in 
deren Verlauf Gewerkschaftsvertreter bedroht und das Ver­
teilen von Zeitschriften behindert wird. Im Vorfeld von Ver­
trauensleute· und Betriebsratswahlen werden türkische 
Gewerkschaftsfunktionäre $0 lange eingeschüc htert und be­
droht, bis diese aus Angst um ihr eigenes Leben oder das 
Leben ihrer Familienangehörigen auf eine Kandidatur ver­
zichten." (Presseerklärung der IG-Metall-Bezirksleitung, 
Stuttgart. 1.3.1980) 

Totschlag im Namen. des A. Türkes 

Türkische Verhältnisse in der Bundesrepublik! In den letz­
ten beiden jahren kamen bei politischen Attentaten in der 
Türkei 2500 Menschen ums Leben - 80% waren Opfer der 
türkischen Faschisten. Sie werden vom Ex-Obristen Alpar­
slan Türkes und seiner MHP (Partei der Nationalistischen 
Bewegung) nicht nur geist ig geführt. 
Auch in der Bundesrepublik hat der Terror der türkischen 
Faschisten schon zu Todesopfern geführt. In den letzten 
drei jahren wurden vier Türken Opfer der faschistischen 
Gewalt. Der letzte Fall: Anfang dieses j ahres erstachen in 
West-Berlin rechufanatische Türken den JG-Metall-Kollegen 
Celattin Kesim auf offener Straße. 
Bis auf den letzten Fall verneinte die Polizei politische Hin­
tergründe. Sie sieht in den blutigen Auseinandersetzungen 
zumeist Familienfehden und bemüht sich überhaupt nicht 
darum , den politischen Hintergrund aufzuklären. 



Dabei braucht man nur di e Flugblätter der türkischen Fa· 
schisten lU lesen. Da beweisen ,Jugendliche; die dem Ideen­
verein angehören", daß sie "kämpfen können, auch wenn sie 
sterben müssen". (Ideenverein Dinslaken) Oder: " Ich rufe 
die türkische Nation auf lum Kampf gegen die Demokratie, 
die au f den Straßen lum Spinatpreis verkauft wird, gegen 
die Korruption, gegen die rechtsstaatliche Ordnung. Ich rufe 
auf :.!:Um Kampf gegen die Freiheit." (Kulturverein Saar­
brücken). 
In der Bundesrepublik und in Westeuropa übernimmt die 
Propagandaaufgabe für die türkischen Faschisten die in 
Frankfurt ansässige Türk-Föderation, von der aus die gesam­
ten Aktivitäten der n:gionalen Kultur· und Idealisten-Ver­
eine gesteuert werden. Publilistisch unterstützt die rechts­
radikale Zeitung Tercüman das faschistische Treiben. Haben 
die Faschisten etwas zu veröffentl ichen, im Tercüman fin­
den sie immer genügend Plall. 
In den Büroräumen der Zeitung treffen sich von Zeit lU Zeit 
die mhrenden Mitglieder der MHP. Nach den meist gehei. 
men Treffen im Büro des Vorstandsmitgliedes IIicak gehen 
die Faschisten in das naheliegende Hotel Erika, um weiter 
darüber zu reden, wie man die finanz iellen Mittel, die der 
MHP in Europa lUströmen, kapitalkräftig einsetlt. Sicher ist 
jedenfalls, daß die Türk·Föderation über außerordentlich 
viel Geld verfügt. Heroinhandel und Prostitution dürften 
dazu beigetragen haben, aber auch die Erpressung der türki­
schen Arbeitnehmer, die in den Betrieben und Wohnheimen 
gezwungen werden, monatlich hohe Geldbeträge an die 
MHP lU überweisen. 
Die Nürnberger Nachrichten vom 23. Februar 1980: "Ein 
Geschäftsmann ist wegen seiner standhaften Weigerung, 
Spenden an die MHP zu zahlen, mit öffentlich ausgesproche. 
nen Morddrohungen belegt worden." Das Geld wird gut an­
gelegt. Denn irgendwoher müssen die faschistisc hen Kom· 
mandos in der Türkei ihre Waffen beliehen. Eine in Belgien 
gekaufte Kalashnikow kostet ca. 1500 Doller, ein US-Colt 
45 bis 400 Dollar, ein iranischer G3 ca. 1000 Dollar und die 
häufig eingesetlte MG Uli ca. 900 Dollar. Und der Waffen­
schmuggel ist überdies ein einträgliches Geschäft. 

Rechter Herzschlag der Geheimdienste 

Schließlich , so sagt es der Vorsitzende der Türk-Föderation, 
ein Mann namens Celebi: "Ich bin voll bereit für unseren 
heiligen Krieg. Hand in Hand werden wir alle Arbeit erledi­
gen. Mit dem Beistand Gottes werden wir eines Tages an die 
Macht kommen." Und im Standardwerk der türkischen Fa­
schisten, dem Buch Die nat ionale Frage und Türkes aus dem 
Jahr 1977, steht: "Wir, die Grauen Wölfe von Türkes, sind 
im Krieg. Wir kämpfen gegen die rot en moskauer Leute und 
nehmen Rache ft.ir unsere Gefallenen . Der Wolf ist unser 
Symbol." 
Hint er all dem steht ein Mann, Alparslan Türkes, der, vom 
amerikanischen Geheimdienst CIA unterstütlt, die linke und 
demokratische Bewegung in der Türkei lerschlagen will, um 
einen "Ständestaat" in einer "Großtürkei" zu errichten. 
Türkes: "Ich habe die Sache, die mir anvertraut wurde, fest 
in d ie Hand genommen. Wenn ich unterwegs fallen sollte, 
tragt die Fahne weiter. Soll te ich umkehren, schlagt mich 
tot. Schlagt alle tot, die unsere Sache mitgemacht haben 
und um kehren wollen." 
Und das Sprachtohr der MHP in der Türkei, Devlet, 
schreibt: "Man muß die Straßen erobern, man muß den 
Staatsapparat erobern, man muß das Parlament in die Hand 
nehmen." Niemand wundert sich daher auch, daß Mein 
Kampf von Adolf Hitler zur StandardlektUre der tUrkischen 
Faschisten gehört und in einem MHP-Verlag herausgegeben 
wurde. Denn, so ein Parteigänger von TUrkes: "Die türkische 

Rasse ist wertvoller als alle anderen Rassen." 
Doch die Bundesregienmg und besonders der Verfassungs­
schuu sehen ni chts, im Gegenteil, sie verteidigen die Grauen 
Wölfe, die es nach Ansicht des Verfassungsschutzes über­
haupt nicht gibt. So hat das Bundesamt für Verfassungs. 
schutl am 11. Februar 1980 den Mitarbeiter einer Nachrich­
tenagentur zu einer internen Besprechung eingeladen, damit 
dieser ungeprUft die Ansichten "leitender Mitarbeiter des 
Bundesamtes " am nächsten Tag über die Ticker laufen las­
sen konnte. Die Verfassungsschützer beschwerten sich über 
die negative Berichterstattung gegenüber den aufrechten 
Grauen Wölfen und machten die Berichterstattung darüber 
rur die Gewalttätigkeiten unter den Türken verantwortl ich. 
Originalton Verfassungsschutz: "Es sei den Linken gelun. 
gen, die Nationalisten in der Öffentlichkeit als Faschisten 
und reißende Wölfe hinzustellen ... Nach dieser Untersu­
chung erwies sich auch die Behauptung, rechtsgerichtete 
TLirken würden organisiert mit der NPD zusammenarbeiten, 
als nicht stichhaltig. So scheinen die nach Meinung der 
Beamten agi tatorisch geschickten Kommunisten unter den 
Türken den Verfassungsschützern gröBeres Kopherbrechen 
lU machen." 
Da fragt man natürlich prompt, wo denn der Kopf der Ver­
fassungsschütler bei solchen Aussagen geblieben ist, wenn 
nur ihr rechtes Herz spricht! 
Am 25. Februar 1980 konnte man lesen, daß der Vorsit­
zende der Nationalsozialistischen Demokratischen Arbeiter­
partei, NSDAP, Herr Schönborn, eine Aufbauorganisation 
fUt Türken gegründet habe. 50 Türken , vor allem des Kultur­
vereins, haben sich daran beteiligt. 
Es ist schon mehr als merkwürdig, daß die Argumente der 
"leitenden Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfassungs­
schutl" die gleichen sind , die Alparslan Türkes in der De-
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Bonner Verfassungsschutzbericht 
Hauptgefahr von der türkischen Linken? 

Am 10. Jul i 1980 leg te Bundesinnel\m iru te~ Gerhard Baum in 
Bonn den dieijihrigen Verfusunguchutwcricht vor. Tenor: 
Rechts- und Linksextremismus eher rückläufig; d ie Hauptgefaht 
droht von tiirkbchcn Radikalen. 
Ocr "Bericht 1979" ballilisl den Trend bei den Sichcrhci tsbchör· 
den, ihnen II luam bekannte f akten hartnäckig auf den Kopf 1;U 
stellen, indem sie die von ihnen geduldeten Gewalttaten der 
"Grautn Wölfe" mit erfundener Gewaltneigung d(r Linken tU 

kompensieren versuchen, um dann den Spieß vollends umzudre­
hen: Die HauptgcCahr d rohe, so luggerieren die vermeintlichen 
SchützeT der Verfassung. vor allem von der FIDEF. Dabei erweisen 
ihnen einige hoffnungslos isolierte Desperado. (Mitglieder der mao­
istischen ATÖF/ATIF.Vereine waren u.a. an Handgreiflichkeiten 
am 18. Juni 1980 in Augsburg beteiligt ; d. Red.), die nichts mit der 
FIDEF :..u tun haben, nütdiche Dienste. 
Wo sich gcwiIU: Stden mit Gerii<:hten, Kolportagen und Asso:..ia­
tionen nicht begnügen können, gre~fen sie schlicht und einfach :..ur 
Lüge: Im Teil 9 dei Verfassunguchutzberichtes 1979 ("Sicherheits­
gefährdende und eKtremistische Bc:strebungen von Ausländern") 
auf Seite 18 heißt e,: "Am 17. Februar (1980; d. Red.) schlugen in 
Rlluel,heim Anhänger einer Mi tgliedsorganiil3.tion der orthodOK­
kommunistisch beeinnußten ' Föderation der türkischen Arbei ter­
vereine in der Bundesrepublik Deutschland e.V: (FIDEF ) mit 
Steinen und Knüppeln auf Angehörige dei 'Türkischen Kulturver· 
eins', Mitgliothverein der von der ell;trem nationalistischen türki· 
schen 'Panei der NatioruJen Bewegung' (MHP) beeinnußten 
'Föderation Demokratischer Tllrkischer Idealistenven:migungen in 
Europa' (ADOTD F), ein. Vier Personen wurdt:n verletzt, mehrere 
Pkw beschidigL" 
Tatsache ist: Kein ein:..igcl FlDEF·Mitglied war m gewalniiligen 
Aus.schrcitungen beteiligt, weder am 17. Februar noch zu einem 
anderen Zei tpunkt, obwohl es in Rllsselsheim, einer Hochburg 
türkischer Faschis ten, immer wieder zu Auseinandersetzungen 
kommt. Doch davon in keine Rede. 
Das Bundesamt für Verfassung5schuU: ist der demokratischen 
Offent lichkeit eine Erklärung rur diese: nachweisliche Lüge schuldig. 
Ouuakterinisch für die Vorgchensweise des Bundesamts fü r Ver· 
fassungsschu tz ist auch der Absatz auf Seite 19: " In den ersten 
Monaten des j ahres 1980 war eine weiten: Verschärfung der AlU' 
cinanderset:tung :..wischen türkischen ElI;tremisten in dt:r Bundes· 
republik Deutschland fes tzunellen, die zu 5 Todesopfern geführt 
hat . Am 5. j anuar 1980 wurde in Berl in ein dem linkscll;tremi· 
stilChen Lager angehörender Türke getötet, am 5. und 28. Mai 
1980 wurden in Reutlingen und Hamburg :..wei dem re.:htsell;tre­
mi l1ischen und utrem nationaliuischen Bereich zuzurechnende 
türkische Staatsangehörige tödlich verletzt." 
Diele objektiv anmutende Aufzählung von Fakten verschweigt je· 
doch eine Reihe von TatlIchen, und erzähl t Bände über den Blick· 
winkel ihrer Verfasser. Da wird ein politischer Mord zu dem sich als 
Tater die "Grauen Wälfe" bekannt haben, begangen an einem 
mgagien en Gewerkschafter, einem Mitglied des FIDEF-Vereins 
Westbe rl.in, dem Sekretär dei Türkischen Zentrums in Kreu~berg 
(C. Kelim; d. Red.), in einem lapidan:n Halbsatz in Verbindung 
gebl'3cht mit zwei Ereigninen. d ie keinerlei polit ische Motive er­
kennen lassen. Nichts I teht darin über AUSlagen der Tatverdächti· 
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gen, nichu über ihre seit Jahren offen .vrgetragenen Aufrufe zur 
Gewal t. Einfach vcnchwicgen wi rd die Tatsache, daß diesem Mord 
mehrere gewalllitige Übergriffe der re ligiösen und nationalistischen 
Fmatiker am gleichen On vorausgegans'm sind. 
Mit keinem Wort werden die Schlag· und Stichwaffen erwähnt, die 
in der MOlChee gefunden wurden, die den Tätern als Schlupfloch 
diente. Kein Won auch über Waffen und andera ,,belanendel 
Material", du im Gebäude der "Türk-Föderation" in Frankfun 
beschlagnahmt wurde, als der Vonitzende des Frmkfurter Mit­
gliedsvereins mit wei teren "Grauen Wölfen" am 25. November 
1979 unter Verdacht des versuchten Tot5Chlags an vier Landsleuten 
festgenommen wurde. Die vier waren schwer verle12t worden als 
drei von ihnen sich geweigert hatten, die Flugblätter der 
"T Urk-Föderation" anzunehmen. 
Schon Wochen vor der Ikkanntpbe des Buichtel stand fest, daß 
de r Mord an T ireli in Reutlingen aus Eifenuchumotiven begangen 
worden war und der Täter eher unter den rechtsell;1Temistischen 
Gesinnungsfreunden de i Ermordeten, Ti reli, zu suchen ist. Auch in 
die1em Punkt verdreh t der "Bericht " nachweislich und absichtlich 
die Tauachen. EI geht eindeutig darum. den unbefangenen Lesern 
und Mult iplikatoren in den Institu tionen und Pre1seorganen zu 1U8' 
gerieren, daß d ie Tat den Linksell;t remisten anzulasten wän:. Und 
bei dem Mordfall in Hamburg fehlt jeglicher Hinweis auf die lopr 
in der lokalen Presse breitgetretenen priwten Motive des Tatver­
dächtigen, der erst vo r wenigen Wochen einem auf offener Stra& 
unternommenen Mordversuch des Opfers entpngen war. 

Verharmlosu ng du Fa.schis te nt re ibens 

Durch Ausl.assungen, Übenreibungen und Beimengungen \vn Halb· 
und Unwahrheiten versuchen die Verfasser nicht nur eine "Aus­
gewogmheit" herzu$lellen. Die Aufzählung mit dem vorangestell­
ten Satz "In den enten MOlliiltcn des j ahres 1980 war eine weitere 
Venchärfung der AUKinandersetzung twischen türkischen Extre­
misten in der Bundellfepublik Deutschland festzustellen, die zu 5 
Todesopfern geführt hat", dient dazu, den "Linksextremisten" 
zwei Morde zu unterstellen. Ikr heimtückische Mord an Kel im 
wi rd mit der B<:merkung verharmlost, wenn nicht quasi entschul­
digt, das Opfer gehörte ja dem linb e"tremistischen Lager an. 
"Die Verfanungnchüt:..t:r s ind vor allem besorgt über das An­
wachsen der orthod ... "en. moskautreuen Linkscll;1Temi~ten ... 
18.000 - der harte Kem - finden sich allein in der FIDEF wie­
der." Aber: "Etwa, andeu sicht es bei den Rechten aus. Ihre Zahl 
stieg von Ende 1978 bis Ende 1979 nur um 25 Prozent. Rein 
rechnerich - denn beim Zählen gingen die Behörden mit unlau­
teren Mineln vor. Sie warfen plöt2.lich - warum? - Nationalinen. 
religiöse Eiferer und echte Recht SCll;t remisten in einen Topf und 
kamen so ebenfalls auf die Zahl von 29.000 E"tremisten. Wie ge­
mogelt wurde, :..eigt die Entwicklung des Rcchene)[empels. 1977 
gab el nur 5.100 RechtseKtremislC:Il, doch dann :..ähllen die Be· 
hörden plötzlich die sogenannten ' Idealistcnvereinc' zu den Rcch ts­
abweichlern himu, und schon 1978 kam dabei d ie stattliche 
Summe von 22.!:IOO heraul. Angeblich hat die für deutsche Begriffe 
Illchtsextreme ' Partei der Nationalistischen Bewegung' von Alpan­
La n TürkeK h in den vorher nicht all geflhrlich geltenden Idealisten· 
vereinen die Oberhand gewonnen." 
Aus dieJen Zahlen geht - einmal abgesehen \'On Fehlinterpre tatio­
nen und Falschmeldungen - deutl ich hervor: 
I. Die Haupuorge deljenigen im Bundesamt für Verfammgsschut:.., 
die den B<:richt erneIlt haben, gilt der FIDEF. 
2. Einigen Beamten des Vcrfa5llun~schutzes wird vorgeworfen, daß 
sie bei den Zahlen der Rechten gemogelt häum. 
5. Diejenigen Herren, die sich jetzt durchsetzen konnten. betrach­
ten ,ogar die neofaJChi$tische MIIP nicht als gefährlich. 
4. Nach ihrer Auffassung hat die MHP auch nur mgeblich in den 
Idealistenvereinen die Oberhand gewonnen. 
Mit allen nur erdenklichen Mitteln soU der Öffcntlichkeit vorent­
halten werden, was unte r den türkischen Rechtsc)[tremisten, von 
den Behördcn geduldet. von NPD und ihren Nebenbuhlern, aber 
auch von " honorigen" CDU/CSU-Politikern gefördert, vor sich 
geht: Die Gefahren, die von der "Türk·Föder .. tion'·. der Tamorga­
nisat ion der "Grauen Wölfe" der MIIP ausgehcn, werden verharm· 
105t. 
(Quelle: Türkei-Informationen, Hug. FIDEF. Diisseldorf, j uli·Au­
gust 1980, S. !I!I·!l8; Aunchnine) 



zember-Nummer seines Mitteilungsblattes HaSTet veröffent­
licht hatte_ Sicher ist jcdenfalls, daß die Grauen Wölfe als 
ideale Allzweckwaffe gegen die !inksorien tierten Tiirken ein­
gesetzt werden_ Die Geheimdienste, insbesondere der türki­
sche MIT, der amerikanische CIA und der Verfassungs­
schutz, sind momentan dabei, diese Waffe noch schärfer zu 
machen. 
Unter diesen Umständen verwundert es natürlich nicht, daß 
der Kanzlerkandidat Franz-J osef Strauß den türkischen 
Faschistenführer Türkes Ende April 1978 zu einer Privat­
audienz empfing. Das einstündige Gespräch drehte sich da­
rum, für die MHP ein günstiges Klima in der Bundesrepublik 
zu schaffen, weil die 11.ll-IP ein Bollwerk gegen di e Gefahr des 
Weltkomm unismus sei. Und bei dieser Lageei nschätzung gab 
es übereinstim mung zwischen beiden " Führern" - wie 
nicht anders zu erwart en (zum Verhältnis von F.J . St rauß 
und der CDU/CSU zu den türkischen Faschisten sithe aus­
fUhrlich: Al B 2/ 1980, S. 25-27; d. Red .). 

Bonn un ternimmt n ich ts gegen Graue Wölfe 

Beschämend ist, daß trolZ beschwörender Appelle der 
Gewerkschaften und demokratischer türkischer Arbciterver­
eine. die Bundesregierung nichts gegen das Treiben der fa­
schistischen Grauen Wölfe unternimmt. Rüde und schon fast 
unverschämt werden parlamentarische Anfragen einzelner 
Bundestagsabgeordneter abgeblockt - mit dem lapidaren 
Satz. daß die türkischen Rechten harmlos wären. Die deu t­
schen Gewerkschaften werden somit als Propagandisten und 
Lügner hingestell t. 
Gefahrlich sind nicht nur die Grauen Wölfe, sondern auch 
di e fanatisch-religiösen Islamiosehen Kultunentren. Das isla­
mische Kultunentrum Köln ist mi t 133 Gemeinden der mit 
Abstand größte islamische Spitzen verband in der Bundes· 
republik! Die Besuchenahl beläuft sich nach Erhebungen 
aus dem Frühjahr 1978 auf jährlich 935.000 Personen. 
Chcfagitalor dieser islamischen Sekte. der Süleymanisten, ist 
ein H. R. Tüylüoglu. Er war in der Türkei einer der füh renden 
Süleymancis. Die dort agierende Sekte wurde verboten, und 
Tüylüoglu flüchtete nach De utschland . Man sagt, daß er in 
Köln sehr schnell mit dem Auto-Export in die Türkei reich 
gewo rden ist. Zugleich hat er ein unterirdisches Ne tz von 
Süleymancis aufgebaut, mi t vielfachen Verbindungen zur 
MHP. Von allen islamitischen Bewegungen sind die Süley­
mancis am offens ten antikomm unistisch und an tidemokra­
tisch ; sie stehen dichter bei dem reinen Faschismus als an· 
dere Sekten . 
Am 9. Nove mber 1979 erklärte Tüylüoglu: .... . wir haben 
schon vo r J ahren dafür Sorge getragen, daß die dreckigen 
Antlitze der Judendiener dem islamischen Volk präsentiert 
werden." Zuvor scho n verkiinde te der islamische Chefhet­
zer: "Wer uns nicht glaubt. ist ein Feind der mohammedani­
schen tiirkischen Nation. Ich werde ai l diese Menschen mit 
der Wurzel ausrO llen . Ich zeige auch die Leute, die unsere 
Gegner sind, die die Welt zers tören." Der DGB in einer 
Dokumentation vom 19. Februar 1980: "Die Süleymanisten 
selbst vertre ten die Auffassung, daß die Anhänger der islami­
schen Revolut ion alle Mittel nutzen müßten, um an die 
Macht zu kommen. Man müßte zuerst durch Korankurse die 
Religio n verbreiten. Ange fangen bei den re l igi~sen Einrich­
tungen müßte man im gesamten Staatsapparat Brückenköpfe 
erobern , das gelte auch für die politischen Pan eien." 
Auch die Süleymanisten können bislang ungehindert ihr 
politisches Gift unter die ahnungslosen Türken verteilen. die 
in ih rer sozialen und kulturellen Isolation Halt in der Reli­
gion suchen. Die Frage drängt sich auf, warum diese faschi­
stischen und fanatisch ·religiösen Gruppen unterstützt wer· 
den. Braucht man sie etwa, um die türkischen Arbeitnehmer 

zu spalten und einzuschüchtern, die einen radikaldemokra­
lischen oder gar sozialis t ischen Weg in der Türkei gehen 
wollen und d ie sich hier offen o rganisieren können? Ist das 
Ausdruck einer MachtpOlitik. die nur das Ziel hat. die 
Türkei fester an die NATO und den sog. freie n Westen zu 
binden? 
Die Frage ist beantwort et, wenn m an einen Aufsatz nach­
liest. der in einer höchst ominösen Ze iu~hrift. den Beiträgen 
zur Konfliktforschung. im letzten j ahr veröffentl ich worden 
is t. Im Beirat dieser Zeitschrift sitzen sinni gerweise CDU· 
Abgeordnete und hohe Mili tärs aus der NATO: "Ein wesent­
licher Grund, warum die MHP als faschis tisch beschuldigt 
wird, is t ihre überzeugung, daß die Türkei auch in der 
Außenpolitik sich zur freie n Welt bekennt und fest zum 
NATO-Bündnis steht. Die Türkei ist ein NATO-Staat von 
Gewicht. Sie is t ein notwendiger S tabilisierungsfaktor der 
Süd flanke der westlichen Verteidigungsgemeinschaft. Würde 
das Land aus di eser Koalition ausbrechen, Teil eines neutra­
len, wahrscheinlich westfeindlichen islamischen Blocks wer­
den oder den Russen anheimfalten , so würde damit auch die 
Sicherheiukonzeption der Bundesrep ubli k ausgehöhlt ." ( ... ) 
(Quelle: druck und papier. Zentralorgan der Industr iege­
wer kschaft Druck und Papier, Stuttgan, Nr. 7/1979, S. 
24·25 ) 
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Herbert Lederer 

Aushöhlung des 
Asylrechts für politisch Verfolgte 

"A usländer raus aus Deu/schland!", so lau/ete die Losung 
deT neo/aschistischtm Notionaldelnokratischrn Partei 
Deuuchlands (NPD) im Bundestagswahlkamp/ 1980. Die 
Bundestagsparteicn hallen freilich seit Beginn des Jahres mit 
ihrer " Debatte" über die Ausländerpolilik in der Bundc!iTc­
publik den Boden für derartige Exzesse bereitet. Im Mittel­
punkt stand dabei die 'lOchstehend lIon Il. Lederer unter­
suchte Frage der Asylsuchenden. deren Anzahl/980 sprung­
haft auf über 100.000 gesliegen ist. Sie soll nun drastisch 
gesenk I werden ... 
Nach wie UOT sind jedoch die bundudeutschen Grenzen /Ur 
R eolctioniire und f'oschisten aus aller lIerren Liinder weit 
geöffnet Von den Behörden geduldet steigt nicht "ur die 
Anzohl und Gefährlichluit von Anschlägen liirhischer Ultra­
rt!chter (siehe Beitrag von }. Roth). Nach dem kürzlichen 
Bombemmschfag auf ein Vietnamesen·lVohnheim in Ham­
burg, bei dem es zwei vietnamt:Sische Todesopfer gab, "sind 
Anhänger des ehemaligen Thieu -Regimes in Südllietnam zu­
nehmend dazu übergegangen, Flüchtlinge aus Vietnam zu 
Gewalttiiliglr.eilen gegen demokratische Landsleule und Ver­
treter der Solidaritiitsbewegung anzustiften ", so heißt es in 
einer Erlr.lärung der f'reundschaftgesellschaft BRD· Vietnam 
vom September d.j. lVeiter wird iu der Erkliirung konsta­
tiert: "Die Orgallisation der 'Ehemaligen Offiziere und Sol­
daten der Thieu·Armee' muß verboten werden. Denjenigen, 
die sich in einem Komitee zusammenschließen, das sich blu­
menreich 'Komiter! der Kiimpfer, die bereit sind, die Partei­
gänger Ilanois zu töten' nennt , muß das Ilandwerk gelegt 
werden. Vor dem Ilintergruud der Diskussionen um das 
Asylrecht erlr.lären wir mit aller Deulfichkeit. daß das Asyl­
recht für tatsiichlich [JOlitisch Verfolgte nicht angetastet 
werdetl durf .. 

Die Vorschläge zur " Bereinigung" des Asylantenproblems 
reißen nicht ab. Die einen . die am ehesten noch gerade am 
Rande unserer Rechtsordnung denken, yersprt:chen sich al­
les von der Straffung der Asylanerkennungs\'erfahren, ins­
besondere des gerichtlichen. Einige aus ihrt:n Reihen, teil­
weise höchste, von ihnen. den Sozialliberalen eingesetzte 
Richter denken da schon wei ter. 
In einem Rundfunkyortrag für den Deutschlandfunk, in dem 
der Präsident des BundesYerwaltungsgericht s die yerfassungs­
widrige Berufsverbou-Rechtsprechung seines Gerichts recht· 
fertigte, nahm er sich neben den Radikalen einer weiteTen 
Minderheit an und meinte. wegen des bedrohlichen Anstiegs 
von Asylsachen müue das in Artikel 16 des Grundgesetzes 
verbriefte Grundrecht, wonach "politisch Verfolgte Asyl­
recht" genießen, unter Gesell.eSvorbehait gestell! werden, 
auf dcutsch, durch cinf:.ches Gesetz eingesch ränkt werden 
können. 1 

Andere gehen darüber hina us. Die CDU/CSU·Vertreter wcr­
den nicht müde, den Grenzrichter feilzubieten. Das soll cin 
Richter an der Gre .... ;e sein, der nach kurl.em Prozeß, der 
dicsen Namen nicht verdient, Asylsuchende sofo rt wieder 
zurückweisen kann . Die Väter der Verfassung haben dazu in 
de r 18. Sitzung des IlauplaulSchusses des Parlamentarischen 
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Rates bereits das Erforderliche gesagt ~ und zwar durch ihr 
CDU·Mitglied Dr. von Mangold!: " ... wenn wir irgendeine 
Einschränkung aufnehmen würden, wenn wir irgendetwas 
aufnehmen würden, um d ie Voraussetzungen für die Gewäh­
rung des Asylrechts festzulege n, dann müßte an der Grenze 
eine Prüfung durch d ie Grenzorgane vorgeno mmen werden. 
Dadurc h würde die ganze Vorschrift yöllig wertlos." (Untcr­
streichung vom Verfasser) Und d er sozialdemokratische 
Ausschußvorsitzende Dr. Schmid daraulbin: "Dann beginnt 
das Spiel: Man schickt den Mann zuriick oder man schickt 
ihn an die andere Grenze, und von don geht es wieder wei· 
ter." (Dt. von l\langoldl: Wir haben unsere Erfahrungen aus 
dem Krieg.)2 

Von wem die Vorschlage auch kommen, sie werden sämtlich 
begründet und plausibel gemacht durch die hysterische Auf­
bauschung der Asylanten-Zahl und damit der Dimension des 
Problems. Es ist dabei kein Zufall, daß sich in diesen Chor 
auch Stimmen gemischt haben, die unter der Flagge des 
fremdenhanes "Ausländerstopp", "Deutschland den Deut­
schen" und "Schluß mit der Völkervermischung" fordern. 
Die gleiche, wenn nicht sogar erfolgreichere Wirkung wird 
von denen erzielt, die vornehmer unter Anspielung auf ci· 
gene nationale Probleme, z.B. das der Arbeitslosigkeit die 
angeblich fas t alle Asylanten betreffende Lüge vom "Wirt· 
schaftsflüchtling" in d ie Welt gesetzt haben und damit be· 
sonders die Türken meinen, die den größten Anteil der An­
tragsteller in le tzter Zeit ausmachen (siehe Kasten fIDEF­
Erklärung). Mit Interesse wird den ersten ablehnenden Be· 
scheiden entgegengesehen , mit denen das Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer FlÜC htlinge tiil kische Arbeiter 
nach dem Putsch zurückweisen wird. Wahrscheinlich werden 
sie sich nicht unterscheiden von denen, die unter der 
Demirel-Zeit ergingen. 
Der türkische Staat , $0 hieß es, sei ein laizistischer Staat. In 



ihm hätten sowohl Völker wie die Kurden volle Rechte als 
auch die r eligiöse Minderh ei t der A1eviten. Der türkische 
Staat täte auch alles in seinen Kräften Stehende, um den 
Terrorismus von "rechts und links" zu unterbinden und 
hätte dabei auch Erfolge. An dieser Einschätzung seiten s der 
Bundesregierung wird sich erst recht nich ts unter d er Mili ­

tärjunta geändert haben, so daß ein Aktiver der progressiven 
Gewerkschaftszentrale DISK, des progressiven Jugendver­
bandes IGD oder der demokratischen Kurden wohl auch in 
Zukunft bei uns kaum Chancen auf Anerkennung haben 
wird, sei er auch gerade aus einer p olizeilichen Folterstation 
oder einem Gefängnis geflohen, sei er einem Attentat d er 
Grauen Wölfe oder des türkischen Geheimdienstes gerade 
noch entkom m en. 
Für d ie m eisten d er Vorschläge ist typ isch , daß die Ur sach en 
rur die Flüchtlingsbewegungen und damit die wi rklichen 
Gründe der Asylantragsteller nicht zur Kenntnis genommen 
werden, m it einer, wenn auch verfälschten Ausnahme. Die 
Ausnahme b etrifft die sog. Ko ntingen tnüchtlinge aus soziali­
s tischen oder antiimpe rialistisch befrei t en Staa ten. Ober 
deren Gründe muß man ja auch einiges wissen, hat man 
doch selbst genügend an deren Entstehung gekurbelt. 

Denn unabhängig von den anderen Ursachen für Migrat ions· 
bewegungen st ell t die von imperialistischen Staaten organi­
sierte Flucht aus befreiten Staate n spätest ens seit Gründung 
der DDR, vers t ärkt aber in den letzten J ahren mit all den 
nicht einhahbaren Versprechungen, eine solche Ursache da r. 
Da ist man dann auch nicht kleinlich. 
Oie "Abstimmung mit Füßen" gegen den Sozialismus. die 
befreite Länder als nicht lebenswert kennzeichnen soll, las· 
sen sich die imperialist ischen Strategen manchen Preis 
kosten. In einem lesenswerten Artikel von Maria-Christine 
Zauzich in der Frankfurter Allgemeinen ( FAZ l heißt es da· 
zu: "Wie fragwürdig es ist, mit Zahlen zu argument ieren, 
zeigt ein anderes Beispiel: 20.000 Vietnamesen hat die 
Bundesregierung d ie Aufnahm e zugesagt. Diese sog. 'Kontin· 
gentnüchtlinge' wurden 'hereingenommen' - im Gegensatz 
zu denen, die 'hereingekommen' sind. Nicht alle - müßten 
sie den Weg durch das A sylver fah ren a ntreten - hätten eine 
Chance, nach geltendem Recht als politische Asylanten an· 
erkannt zu werden,"3 

Türkische Demokraten: 
Kaum Chancen auf Asylanerkennung 

Da die Bundesregierung realistisch davon ausgeht, daß wei· 
tere Völker den Weg der an tiimperialistischen Befrei ung 
gehen und sich die Politik des Imperialismus ihnen gegen· 
über bei alter Anpassung prinzipiell nicht ändern wird, wird 
d er Bundestag alsbald ein Gesetz verabschieden, in d em 
Kontingentflüchtlinge Asylant en gleichgestell t werden - das 
in einem Moment, in dem unser Land angeblich unter d em 

Strom der "falschen" Asylanten lUsammenbricht. 
Andere Ursachen, ande re Zahlen werden aus verständl ichen 

Gründen nicht genannt: So würde d ie E.rwähnung der Tat· 
sache von ca. 14 Mio Migranten nicht nur zeigen, wie ge ring 
die Zahl derjenigen ist, die bei uns an die Tür klopfen, son · 
dern zum anderen auch die Frage au fwerfen: Warum gib t es 
soviel Flüchtlinge? Wer angesichts diese r Bewegung mit d e m 
Primitivargument der Sog·Wirkung. gerad e bei uns ganz 
gängig, kommt, wonach Annehmlichkeiten unseres Landes, 
z.B. die Sozialhilfe den Prozeß auslösen , verwechselt Ur· 
sache und Wirkung und kann nichts zur Lösung beitragen. 
Ursach e sind und bleiben die existentiellen Mängel d e r Her· 
kunftsländer, seien es politische (Ver folgung , Unterdrük· 
kung, Ausrottung ganzer Stämme, Fehle n jegl icher politi. 
scher Rechte) oder sozial·wirtschaftliche, vor a llem Hunger 
und Armut. Die Frage n ach deren Ursachen würde aber an 

FIDEF-Erklärung 

Bonns inhumane 
Asylrechtsnovelle 

Wie den Massenmedien zu entnehmen ist, wurde in den letz ten 
Wochen das "Asylanten-Problem" in den Miuelpunkt der öffent· 
lichen Diskussion gerückt. Bei näherer Betrachtung wird jedoch 
deut lich, daß die überwiegende Mehrheit der Berichterstattung und 
der Kommentare in erster Linie den Zweck verfolgt, die politisc::hc:n 
Entwicklungen in der Türkei zu verschleiern und der öffentlichkeit 
die Asylgründe vOn Tausenden von Menschen als "wirtschaftliche 
Grunde" zu suggerieun. 
Der FIDEF·Bunde~vorstand nelhe fest, daß die Gründe für mehrere 
tausend Landsleute, in der Bundesrepublik ein Asylgesuch einzu· 
reichen, ihren Ursprung nicht in wirUchaftlichen, sondern in polio 
ti schen Verhältnissen haben. 
Dieser Zustand ist eine Folge der politischen Entwicklung in unse­
rem Lande. In der Türkei herrscht ein halbmili tärisches Regime. In 
den 20 bevölkerungsrdchsten Provinzen, die alle wichtigen Indu· 
striezentren umfassen, herrscht seit Dezember 1978 das Kriegs· 
recht. Die stutlichen und militärischen Untc:rdriickungsmittel der 
Demirel·Regierung haben das Leben in eine Hölle verwandel t. Al­
lein in den letzten sechs Monaten seit dem Amtsantritt der Demi· 
reL·Regierung sind über 1.800 Menschen den Terroranschlägcn zum 
Opfer gefallen, 16.689 Menschen wurden bei diesen Anschlägen 
~erle tzt. (",) 
Die reakt ionär·faschistischen Kräh e haben ihren GegnFrn den 
offenen Krieg erklärt, Oppositionelle Menschen, Demokraten, 
Sozialisten. Sozialdemokraten, Kommunisten und andere fort­
schritt liche Menschen werden systematisch liquidiert. Mit ge~ieltem 
Terror wird versucht, die breiten Schichten der Bevölkerung in die 
Resignation zu treiben. Die Mordpläne zielen in erster Linie auf 
engagierten Demokraten in den Betrieben, in den Gewerkschaften 
und Lehnnstalten. Bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens, J ournalis ten und Schriftsteller werden ermordet, Unter 
den Opfern befinden sich Mitglieder der Republikanischen Volks­
partei (eHP), der seit 59 Jahren in der Illegal ität wirkenden Kom· 
munistischen Partei der Türkei (TKP), der Arbei terpartei der Türkei 
(TIP), der Sozialistischen Arbeiterpartei der Türkei (TSIP). Der 
Staatsterror und die militärische Unterdrückung in Türkisch·Kurdi­
stan werden verschärft. Die NATO-Tagung in Ankara (vom Juni 
1980; d. Red.) verfolgte offensichtlich das Ziel, diesen Terror zu 
legi timieren und die Bevölkerung weiter unter Druck zu setzen, 
Diese Tatsachen uigen auf, warum für viele Menschen in der Türkei 
poli ti sches Asyl in Betracht kommt. Tausende unserer Landsleute 
fühlen sich gezwungen, aufgrund der akuten EKistenzbedrohung, 
des nackten Terrors und der Unterdrückungsmechanismen im Aus­
land Schutz zu suchen. Daraus folgt, daß die Asylanten nicht, wie 
in der Öffentlichkeit suggeriert wird, wirtschaftliche, sondern rein 
politische Beweggründe haben. 
Wir betrachten du politische Asyl im Ausland nicht als den Weg, 
der unser Land in Frieden und Demokrat ie führt. Es gi lt nach wie 
vor, gegen die Reaktion, gegen Terror und Unterdrückung zu 
kämpfen. Aber es ist offensichtlich, daß die Emigrat ion nicht zu 
stoppen ist, solange nicht in der Türkei demokratische Verhältnisse 
hergeste ll t worden sind. Mit der Unterstützung dieses reaktioniirc:n, 
w lkdeindlichen Demirel·Regimes bewirkt die Bundesregierung, 
daß die Ursachen der politischen Emigration wei ter verfestigt und 
der Strom der Asylsuchenden aus der Türkei in Zukunft noch 
größer wird. 
Wir rufen die demokratische Öffentlichkeit in Europa auf, den 
Kampf der demokratischen Kräfte in der Türkei zu un terstü tzen, 
damit der blut igen lIerrschafi der reaktionären Demirel·Regierung 
ein Ende bereite t wird und eine demokratische Regierung gebildet 
werden kann. Nur 50 können wir erreichen, daß das Recht der 
Bevölkerung in der Türkei auf ein gesichertes Leben wieder herge· 
stellt, die Folterungen und Massenmorde gestoppt werden können. 
Schutz und Unterstützung für Tausende yon Asylanten aus der 
Türkei, die aus poliüschen Griinden Asyl suchen! Diesen Asyl, 
bewerbern müssen nach internationalen Regelungen Aufenthalts­
und Arbeitsmöglichkeiten eingeräumt werden, bis in der Türkei 
ihre Ex istenz nicht mehr bedroht ist. Die bitteren Erfahru~n des 
deutschen Volkes unter der Nazi·Herrschaft hat gezeigt, wie lebens­
wiehtig diese Umentülzung sein kann ! 
Hoch die internationale Solidarität ! 
(Quelle: Pressc:erklärung des Bundeswrstandes der Föderation der 
Türkischen Arbeitervereine in der BRD - FIDEF vom 28,6. 1980, 
in: Türkei-Information, Düs$l'! ldorf,Juli ·August 1980. S. 4) 
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den eigenen kolonialistischen (Vergangenheit ) oder neokolo­
nialistischen (Gegenwart) Nerv rühren 4 bzw. bei Ländern 
wie der Türkei auch die Gründe ftir die Unterstützung sol­
cher Militärdiktaturen bloßlegen. 
Daß dabei die Poli tik des Antikommunismus eine hervorra· 
gende Rolle spielt, ist offensichtlich und hat sich auch in der 
Uber d reißigjährigen Asylpolitik und -praxis erwiesen, bei 
der es AntikommWlisten noch immer wesentl ich leichter 
hatten als Antiimperialisten und Demokraten. Zusammen­
gefaßt kann ausnahmsweise dem Kommentator der F Al 
nicht widersprochen werden: "Der Strom der 'Wirtschafts­
flüc htlinge ' wird nur dann dünner werden, wenn die Ur­
sachen dieser Wanderbewegung beseitigt werden . Das heißt, 
es müssen in den Herkunftsländern der Flüchtlinge Bedin­
gungen geschaffen werden, die den dort lebenden Menschen 
ein menschenwürdiges Dasein e rmöglichen." 5 

Keinen Beitrag da2:u stell t das dar, was in den letzten Mona­
ten in der Bundesrepublik im Weg von Gesetzen oder Ver­
ordnungen beschlossen worden ist. 
Das 2. Gese tz zur Beschleunigung des Asylverfahrens 6 hat 
lediglich zu einem weittren Abhau des Grundrechts auf po­
litisches Asyl gefUhn, ein Abbauprozeß, der niemals nur fUr 
die unmittelbar Betroffenen von Bedeutung ist, sondern der 
meis t Vorstufe der Minderung von Rechten auch der eige­
nen Bevölkerung darstellt. So ist die Entscheidung auf einen 
einzigen Bediensteten des Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge verlagert, der kein Volljurist sein 
muß. Die Ausschüsse sind abgeschafft worden. 
Der Richter am OVG Berlin Frit2: Franz meint in seinen 
Thesen zum Deutschen Juris tentag 1980, daß diese Verlage· 
TUng "der Qualität der Entscheidung kaum förd erlich sein" 
dürfte. Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs wird - weiter 
nach F. Franz - auf den Kopf gestellt durch die Tatsache, 
daß der "Bedienstete" nicht verpflichtet ist, den Be­
troffenen persönlich anwhören. 7 So lassen si~h 1000 Ab­
lehnungen pro Monat natürlich schaffen und einige "Bedien­
stete" haben dabei auch schon ihre Qualifikationen gezeigt. 
Von gravierender Bedeutung sind die administrativen Maß­
nahmen im "Sofortprogramm" des Bundesinnenministers 
Gerhard Baum, das in den Städt en und Gemeinden, an den 
Arbeitsämtern mit ungeheurer Schnelligkeit umgesett.t wor­
den ist, und das leider auch vom DGB begrüßt worden ist. 8 
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Unabhängig von den verfassungsrech tl ichen Bedenken und 
solchen, die den dirigistischen Unsinn des Visum2:wangs be­
treffen, sind die ergriffenen Maßnahmen unmenschlich. Sie 
fördern den Fremdenhaß und stellen EinbruchsteIlen für 
weitere, die Situation des politischen Flüchtlings verach­
tende Maßnahmen dar. Dies muß so formuliert werden, 
auch wenn für den Stuttgarter Oberbürgermeister Rommel 
"das Ganze keine moralische, sondern eine praktische 
Frage"g ist. 
So sollen Asylsuchende ein Jahr lang vom Arbeitsm arkt aus­
gesperrt werden. Sie sollen lediglich Sozialhilfe erhalten und 
t.war in Form von Sachleistungen. Bemerkenswert ist in die· 
sem Zusammenhang, daß der KPD·Abgeordnete Renner im 
Parlamentarischen Rat aufgrund der Erfahrungen in der 
antifaschistischen Emigration forderte: "Politisch Verfolgte 
genießen Asylrecht einschließlich des Rechts auf Arbeit. "10 

Keiner der Verfassungsgeber widersprach dem, hielt die 
Regelung jedoch nicht für er forderlich, weil jeder, also auch 
der Asylant sowieso das Recht auf freie Entfalt ung seiner 
Persönlichkeit hätte. 
Die Asylanten sollen nicht nur auf den Status des Sozial· 
hilfe·, sondern des Almosenempfängers heruntergest uft wer­
den. Durch die Streichung von Wohngeld wird die immer 
wieder angesprochene Frage von Sammellagem zwangsläufig 
sein, was unter anderem wegen der psychischen Konsequen­
zen und d er Folgen für das soziale Klima auch vom Diako­
nischen Werk der Evangelischen Kirche, die sich bisher 
immer sachkundig mit den Problemen der Ausländer be­
schäftigt hat, abgelehnt wird. 11 Daß selbst das Kindergeld 
vorenthalten wird, unterstreicht den besonders kleinlichen 
und unmenschlichen Charakter dieses "Sofortprogramms". 
Der Putsch in der Türkei muß für uns neuer Anlaß sein, die 
Aushöhlung des Asylrechts für politisch Verfolgte zu be­
obachten und ihr en tgegenzuwirken. 

Anmerkun~n: 

I ) Frankfurter Rundschau (FR ), 11.8.1980 
2) Zit. na<:h: Steno Protokolle Hauptausschuß, 4.12.1948, S. 217 
3) M. Ch. Zauzich, Können Ausländer in der Bundesrepublik 

Scltutz vor Verfolgung find en? in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung (FAZ), 14.2.1980 

4) Vgl. dazu und zur BRD·Ausländerpolilik: AlB 6f1979, S. 14· . 7 
~) K. Nalrop, Das Heer der Hoffnungslosen, in: F AZ, 7.8.1980 
6) rechtspolitis<:her dienst (rpd). Nr. 26/2:'.6.1980, S. 962 f. 
7) 53 . Deuts.;her Juristentag 1980. Thesen der Abteilung Auslän· 

derrecht, These 8.1. und 8.2. Dr. Franz 
8) rpd, a.a.O., S. 964 
9) FR,6.9.1980 

10) 44. Sitzung Steno Pro tokoll des Parlamentarischen Rates vom 
19.1.1949, S. 582 

11 ) FR, 19.9 .1 980 

Achtung! 

AIB-

Im le tuen AlB 10 /1980 fand sich in der Heftmitte ein 
Fragebogen. Wir bitten Sie im beiderseitigen Interesse die­
sen Fragebogen ausgefUllt an uns zurück zusenden . Nicht 
vergessen: Einsendeschluß ist der 15. November 1980! 
Die Auswertung bringen wir in AlB 1/ 19 81. 
Also den Fragebogen bis spätestens 15. November senden 
an : Al B· Redaktion, Liebigstr. 46, 3550 Marburg I 
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Arbeitskräfte" 
1939 - 1945 

am Beispiel Krefelds 

196 Selten, kartoniert, 15,- DM 
ISBN 3-87682-726-4 

" Ob die anderen Völker in Wohlstand 
leben, oder ob sie verrecken vor Hunger, 
das interessien mich nur so weit, als wir sie 
als Sklaven für unsere Kultur brauchen, 

anders interessier1 mich das nicht " Dieser 

Satz aus einer Rede Heinrich Himmlers, 

" Aelchslührer SS", charakterisien die zy· 
nische Menschenfeindlichkeit des deut­

schen Faschismus. 

Am Beispiel Krefelds wird demonstrien, 
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Das 
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In Auschwitz 
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uDieses Buch 
~i!9.~_r!_ie;;..;,;in ___ d_e_r 
Bu~eH.!?lik 
erscheinen" 
-,"", a ......... , • 

. .. sagte Fania Fenelon zur NiEW YORK TIMES, als die ameri­
kanische Ausgabe ihres erregenden Buches über das Innen­
leben von Auschwitz vorgestellt wurde. Fanla Ftmelon, fran­
zösische Jüdin, Mitglied dh~ses makabren Mädchenorche­
sters inmitten der Todesfabrik Auschwitz, hat nicht recht be­
halten. Denn dieses menschlich wie literarisch gleicherma­
ßen faszinierende Buch, d~IS In Paris und London Furore 
machte und verfilmt wird (Drehbuch Arthur Mlller), muß erst 

gegen: 
Neonazismus 

und 
Rechtsgefahr, 

Kriegstreiberei 
und 

Militaristen, 
Verfassungsbruch 

durch 
Berufsverbote, 
Schnüffeleien 

und 
Zensur 

weil 
Antifaschisten 

eine 
antifaschistische 

Zeitung brauchen 

o Ich moch te kostenlose 
Probeexemplare 
Ich mochte " die l aI' 

o abonnieren 
po. lber ug loih,lidl 0 0101 34.­
Sonderpre is lur Studenten. Schu · 
ler, Soldaten. ZOl. Auszublid enda 

o OM 18,-

Nam.: 

S I'IB • 

PLZ, On 

E,nsenden In 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I recht In der Bundesrepublik gelesen - und verstanden wer- PosU.Ch 41 29. 

\.. 
den . 

I 1o-,~_'6000 Fr.nklurllM. 

-------_.~------"'" 47 



Erklärung des 
FIDEF-Bundesvorstlmdes 

Nein zur Militärdiktatur! 

Der Bundesvorstand der Föderation der Tiirkisch,m Arbei· 
terucreine in der BRD (FIDEF) vErabschiedete unmittelbar 
no.ch dem Militärputsch auf einer außerordentlü:hen Sit· 
zung am 14. September d.}. die nachstehende Erklärung. 
Sie fordert die Bundesregierung zur Einstellung ihrer 
Tiirkeihil[e, zum Durchgreifen gegeniiber faschistischen 
türkischen Kräften auf bundesdeutschem Boden und zur 
Rechtshilfe für die Opfer der Unterdriickung in der Türkei 
auf. Die demokratische Offentlichkeit unseres Landes ist 
zur tätigen Solidan'tät mit dem Volk der Türkei au/geru­

!ffi. 
Es sind dies Forderungen, die der verstärkten Unterstüt­
zung aller demokratischen Kräfte gerade der BU1ldesrepu­
blik bedürfen, hat doch Bonn die Federführung I·nnerhalb 
der westlichen Sonderhilfe für die Herrschenden der Türkei 
inne und lebt doch hier mit rund 1,1 Mio Tiirken die 
größte türkische Auslcmds"kolonie". Kontaktadresse: 
FIDEF, Lichtstraße 31, 4000 Düsseldorf 1; Tel.: 0211-
664284. 

Die Generäle, unterstützt von der NATO und den USA, 
haben am 12. September 1980 in der Türkei geputscht. 
Mit Angriffen auf die demokratischen Rechte lind Frei­
heiten des Volkes haben die von dcr NATO und dem 
Imperialismus abhängigen, von Demirel und Türkes vertre­
tenen Kreise den Weg für diesen Putsch geebm:t. Somit 
konnte die Junta di e Regierungsmacht überneh:men und 
eine offe ne Militärdiktatur errichten. Die Arbeit der Par· 
te ien mußte eingestellt werden; die Gewerkschaften und 
alle demokratischen Organisationen wurden verboten, ihre 
Vorstände verhaftet. Das Grundgesetz wurde außer Kraft 
gesetzt. 
Die Verfolgung und Unterdrückung der demokratischen 
Kräfte hat einen neuen Höhepunk t erreicht. Die Men­
schenrechte in der Türkei wl:rden mit Füßl:n gl:treten. 

FiDEF 

Aber die Bevölkerung des Landes ist in ihrem Kampf gegen 
ihre Unterdrücker nicht allein. Auch in der Bundl:srepublik 
erhoben eine Reihe von demokratischen Organisationen, 
wie GdED, JG Chemie, DKP, SDA], MSB Spartakus, 
jusos, DFU, VVN u.a. ihren schärfsten Protest gegen die 
Unterdrückung der demokratischen Organisationen in der 
Türkei und gegen die: Militärjunta. 
In einer solchen Situation kommt auf die fortschrittlichen 
Arbeiter und jugendlichen aus der Türkei eine große Ver­
antwortung zu. Alle demokratischen Kräfte in der Bundes­
republik müssen vor dem aktuellen Hintergrund Wege und 
Möglichkeiten ei ner Aktionseinheit im Interesse einer 
demokratischen Türkei anstreben. Nur auf diese Weise 
kann die Solidarität mit dem für seine Rechte und Frei­
heiten kämpfenden Volk der Türkei verstärkt werden. 
Die Arbeiter aus der Türkei in der Bundesrepublik stellen 
gemeinsam mit den Organisationen der Arbeiterbewegung 
und anderen demokratischen Kräften im Sinne einer 
demokrat ischen Türkei und der Freundschaft zwischen 
den Völkern der BRD und der Türkei folgende Forderun­
gen an die Bundesregierung: 
• j egliche Militär· und Wirtschaftshilfe für die Junta muß 

saforl eingestellt werden. 
• Alle faschistischen Tarnorganisationen der MHP, die 

Türk-Föderation der Grauen Wölfe müssen verboien, die 
für den Terror Verantwor tlichen müssen ausgewiesen 
werden. 

• Das Asylrecht für die Opfer des Terrorregimes in der 
Türkei darf nicht ausgehöhlt werden. 

Die demokratischen Organisationen der Arbeiter aus der 
Türkei sind davon überzeugt. daß die Solidarität der demo· 
kratischen Offentlichkdt in der Bundesrepublik mit dem 
Volk der Türkei noch verstärkt wird. 
(Quelle: Erklärung des FIDEF·Bundesvorstands, in: 
FJDEF ·Nachrichtenl Kommentarel Informationen, Düssel· 
dorf. 16.9.1980) 
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